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An die 
Mitglieder 
des Rates der Stadt Erkelenz

15.03.2023

E i n l a d u n g

Hiermit lade ich Sie zur 18. Sitzung des Rates der Stadt Erkelenz ein.

Sitzungstermin: Mittwoch, 29.03.2023, 18:00 Uhr

Ort, Raum: Altes Rathaus, Markt 25, 41812 Erkelenz

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

1 Einführung und Verpflichtung eines neuen Ratsmitgliedes
Vorlage: A 10/290/2023

2 Mitteilungen des Bürgermeisters

3 Angelegenheit/en aus der 5. Sitzung des Ausschusses für Braunkohle, Strukturwandel und 
LandFolge am 20.03.2023

3.1 Positionierung der Stadt Erkelenz zur Leitentscheidung 2023 des Landes NRW
Vorlage: A 80/041/2023
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4 Angelegenheit/en aus der 17. Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirtschaftsför-
derung, Verkehr und Digitalisierung am 21.03.2023

4.1 Bebauungsplan Nr. 0700.4 „Sisalweg", Erkelenz-Holzweiler
hier: Beschluss über die vorgetragenen Stellungnahmen während der frühzeitigen Beteili-
gung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB, der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB und Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie Satzungsbeschluss 
gemäß § 10 BauGB
Vorlage: A 61/669/2023

5 Angelegenheit/en aus der 2. Sitzung des Partnerschaftskomitees am 28.03.2023

5.1 Gemeinsame Erklärung der Räte der Stadt Erkelenz und der Partnerstadt Saint-James anl. 
des 60. Jahrestags des Élysée-Vertrags
Vorlage: A 10/275/2023

6 Gestaltung des Grabmals auf der Ehrengrabstätte von Peter Jansen
Vorlage: A 10/291/2023

7 Delegiertenbestellung einschließlich Nachrücker*innen für die Verbandsversammlung des 
Niersverbandes, Amtsperiode 2023
Vorlage: A 10/292/2023

8 Besetzung der Ausschüsse und Gremien
Vorlage: A 10/293/2023

9 Heimat-Preis Erkelenz 2023 - 2027
Vorlage: A 10/273/2023

10 Antrag der Fraktion Bürgerpartei im Rat der Stadt Erkelenz vom 04.02.2023:
Freigabe zur Nutzung des Parkplatzes am Markt während des Wochenmarktes am Freitag 
sowie Änderung der Aufstellung des Wochenmarktes
Vorlage: A 30/259/2023

11 Antrag der FDP-Fraktion im Rat der Stadt Erkelenz vom 04.03.2023:
1. Begrenzung des Parkplatzes an der Burg (Burgparkplatz / Dr.-Josef-Hahn-Platz) auf eine 
maximale Parkdauer von 2 Stunden
2. Kostenfreies Parken auf dem angemieteten Parkplatz an der Kölner Straße (Alfred-Wirth-
Straße) für Langzeitparker ohne zeitliche Begrenzung
Vorlage: /026/2023

12 Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung gemäß § 6 Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW 
über die Zulassung eines verkaufsoffenen Sonntages in Zusammenhang mit der Veranstal-
tung Bike’n’Barbecue am 07.05.2023
Vorlage: A 30/261/2023
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13 Teilweise Befreiung der Gastronomie und der sonstigen Gewerbetreibenden von der 
Erhebung der Sondernutzungsgebühren für die Jahre 2023 und 2024
Vorlage: A 30/262/2023

14 Jahresrechnung der Walter und Elfriede Meyer-Stiftung für das Jahr 2022
Vorlage: A 20/613/2023

15 Haushaltswirtschaftliche Angelegenheiten

15.1 Zustimmung zu erheblichen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlun-
gen gemäß § 83 Abs. 2 GO NRW
Vorlage: A 20/611/2023

15.2 Kenntnisgabe der vom Kämmerer getroffenen Entscheidungen zur Leistung von über- und 
außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen sowie über- und außerplanmäßigen 
Verpflichtungsermächtigungen in der Zeit vom 07.01.2023 - 03.03.2023
Vorlage: A 20/612/2023

16 Fragestunden für die Einwohner*innen

Nichtöffentlicher Teil

1 Mitteilungen des Bürgermeisters

Mit freundlichen Grüßen 

Stephan Muckel
Bürgermeister



Beschlussvorlage

Federführend:
Hauptamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 10/290/2023
öffentlich

10.03.2023
Amt 10 Simon Häusler

Einführung und Verpflichtung eines neuen Ratsmitgliedes
Beratungsfolge:
Datum Gremium

29.03.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Ratsmitglied Lena Lenz hat zum 31.01.2023 auf ihr Ratsmandat verzichtet. Als Nachfolge aus der 
Reserveliste der Partei B90/Die Grünen wurde Ramona Willms-Recker festgestellt, die zum 
01.02.2023 das Amt angetreten hat. Die öffentliche Bekanntmachung über die Feststellung der 
Ersatzbestimmung im Amtsblatt der Stadt Erkelenz und die Information der Kommunalaufsicht 
sind erfolgt.

Es wird damit festgestellt, dass die Voraussetzungen, Ramona Willms-Recker als Ratsmitglied ein-
zuführen, damit vorliegen.

Die Verpflichtungserklärung, die in der Sitzung vom Bürgermeister vorgesprochen wird und von 
der zu Verpflichtenden nachzusprechen ist, lautet:

„Hiermit verpflichte ich mich, dass ich meine Aufgaben nach bestem Wissen und Können wahr-
nehmen, das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, die Verfassung des Landes Nord-
rhein-Westfalen und die Gesetze beachten und meine Pflichten zum Wohle der Stadt Erkelenz er-
füllen werde.“

Die Verpflichtungserklärung ist von der Verpflichtenden eigenhändig zu unterzeichnen, wird durch 
Unterschrift des Bürgermeisters geschlossen und dem Original der Sitzungsniederschrift als Anlage 
beigefügt.



Beschlussvorlage

Federführend:
Amt für Strukturwandel und Wirtschaftsförde-
rung

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 80/041/2023
öffentlich

09.03.2023
Amt 80 Jana Fricke

Positionierung der Stadt Erkelenz zur Leitentscheidung 2023 des Landes NRW
Beratungsfolge:
Datum Gremium

20.03.2023 Ausschuss für Braunkohle, Strukturwandel und LandFolge
23.03.2023 Haupt- und Finanzausschuss
29.03.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Mit dem Eckpunktepapier vom 04.10.2022 bekundeten der Bund, das Land NRW und RWE ihren 
gemeinsamen Willen, den Braunkohleausstieg auf das Jahr 2030 vorzuziehen. Für eine rechtliche 
Normierung ist jedoch der Beschluss einer Leitentscheidung erforderlich, deren Erarbeitungspro-
zess daraufhin vom Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des Landes 
Nordrhein-Westfalen unverzüglich in Gang gesetzt wurde.

Im Gegensatz zu den bisherigen Prozessen zur Erarbeitung der Leitentscheidung wird es aufgrund 
des deutlich zügigeren Verfahrens vorab keinen Entwurf der Leitentscheidung geben, sondern es 
wird die bestehende Leitentscheidung von 2021 fortgeschrieben. Zu diesem Zweck wurden die 
Kommunen und weitere Träger öffentlicher Belange ab Dezember 2022 in verschiedenen, sog. 
Fachgesprächen beteiligt. Zur Beteiligung der Öffentlichkeit fand am 11.03.2023 eine Dialogveran-
staltung zur neuen Leitentscheidung für das Rheinische Revier statt. Weiterhin wurden in einem 
gesonderten Termin am 13.02.2023 Vertretungen aus den Dörfern des dritten Erkelenzer Umsied-
lungsabschnitts und des Umsiedlungsstandorts Keyenberg, Kuckum, Ober-/Unterwestrich und 
Berverath (neu) beteiligt.

Auf die Positionierung der Stadt Erkelenz zur vorherigen Leitentscheidung aus dem Jahr 2021 wird 
verwiesen (Vorlage A 80/014/2021).
Der Entwurf des Positionspapiers der Stadt Erkelenz wird auch Beratungsgegenstand der Sitzung 
der AG Tagebau am 15.03.2023 sein. Vor diesem Hintergrund sind hier noch Änderungen denkbar. 
Gegebenenfalls wird eine veränderte Version des Positionspapiers als Tischvorlage zur Sitzung 
vorliegen.
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Beschlussentwurf (als Empfehlung an Haupt- und Finanzausschuss und Rat):
„Das Positionspapier der Stadt Erkelenz zur Leitentscheidung 2023 wird beschlossen. Die Verwal-
tung wird beauftragt, dieses Papier an die Landesregierung mit einem entsprechenden Begleit-
schreiben zu übersenden.

Das Positionspapier des Zweckverbands Landfolge Garzweiler wird zur Kenntnis genommen.“

Finanzielle Auswirkungen:
Keine.

Anlagen:
Anlage 1: Positionspapier der Stadt Erkelenz zur Leitentscheidung 2023
Anlage 2: Positionierung des Zweckverbands
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Positionspapier der Stadt Erkelenz zur Leitentscheidung 2023 

Die Leitentscheidung 2023 soll mit ihren Inhalten ergänzend zur bestehenden Leitentschei-

dung aus dem Jahr 2021 gelten. Die Forderungen der Stellungnahme der Stadt Erkelenz aus 

dem Prozess der Leitentscheidung 2021 bleiben bestehen und werden durch nachfolgende 

Positionen inhaltlich ergänzt.  

Die Stadt Erkelenz erwartet, dass die Bergbautreibende und ihre Rechtsnachfolger*innen 

nicht aus der Pflicht entlassen werden, sich um Berg- und Langzeitschäden sowie Ewigkeits-

lasten zu kümmern, ohne entsprechende Kompensation anzubieten und umzusetzen. 

Hierzu ist ein regelmäßiges finanzielles Monitoring erforderlich. 

Die Belange der Sozialverträglichkeit für die Bewohner*innen des Umsiedlungsstandortes 

und der fünf bergbaulich nicht in Anspruch genommenen Dörfer sollen gesondert in einer 

Vereinbarung mit dem Land NRW und der Bergbautreibenden unter Beteiligung der Be-

troffenen und der Kommune festgehalten werden.  

 

1.    Der Tagebau wird weiterhin abgelehnt. 

Die energiepolitische Notwendigkeit des Tagebaus Garzweiler II wird seitens der Stadt Er-

kelenz seit den 1980er Jahren bezweifelt. Der Abbau von Braunkohle sowie bergbaube-

dingte Enteignungen auf dem Erkelenzer Stadtgebiet werden abgelehnt. Die Stadt Erkelenz 

erwartet, dass die Energiewende durch die Landesregierung so unterstützt wird, dass der 

Tagebau faktisch spätestens 2030 beendet werden kann, ohne die für die Versorgungsreser-

ven vorgesehenen Flächen und damit auch die darunterliegenden Kies- und Lößmassen in 

Anspruch nehmen zu müssen.  

Die Abraumverschiebung aus Garzweiler II in den Tagebau Hambach darf weder zu Lasten 

der Rekultivierung in Garzweiler II gehen noch dazu führen, dass letztlich ausschließlich zur 

Gewinnung von Abraum Flächen in Anspruch genommen wird. 

Dass die Dörfer Keyenberg, Kuckum, Oberwestrich, Unterwestrich und Berverath sowie die 

drei Feldhöfe erhalten bleiben, wird begrüßt. 

 

2. Planungssicherheit für die weitere Entwicklung wird gefordert. 

Die genauen Parameter des Tagebaus (Abstand zu Ortsgrenzen und Feldhöfen, genaue Ta-

gebauführung, Zwischennutzungen, Rekultivierung, See) sind verbindlich, auch planerisch, 

festzulegen. Dabei sind die Ortsgrenzen der Tagebauranddörfer, von denen sich die Ab-

standsflächen bemessen, verbindlich zu bestimmen.  

Planungssicherheit und -recht muss auf allen Planungsebenen schnellstmöglich geschaffen 

werden. Die Stadt Erkelenz erwartet daher, dass die nicht mehr in Anspruch genommen Flä-

chen des Erkelenzer Stadtgebietes umgehend aus dem Bergrecht entlassen werden. Die Pla-

nungen der Tagebauumfeldinitiativen sind in übergeordneten Planungen zu berücksichti-

gen.  
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Eine räumliche Ausdehnung des Gültigkeitsbereichs des Hauptbetriebsplans darf nur dann 

erfolgen, wenn eine Entscheidung für die Inanspruchnahme der "Sicherheitsbereitschaft 

3.0“ (bzw. Kohlereserve 2030-2033) getroffen worden ist. 

Ohne Entscheidung für die Inanspruchnahme einer "Sicherheitsbereitschaft 3.0“ (bzw. Koh-

lereserve) darf eine Ausdehnung des Hauptbetriebsplans allenfalls zeitlich erfolgen, aber 

nur innerhalb des räumlichen Gültigkeitsbereichs des aktuell genehmigten Hauptbetriebs-

plans 2023-2025. 

3. Ein verbindlicher Endzeitpunkt für die Umsiedlung wird gefordert. 

Es ist notwendig, dass der Endzeitpunkt der Umsiedlung verbindlich auf das Jahr 2028 fest-

gelegt und der Umgang mit der im Eckpunktepapier vom 04.10.2022 genannten Rückkauf-

option für ehemalige Eigentümer*innen definiert wird. Die Landesregierung erarbeitet des-

halb umgehend und in Zusammenarbeit mit der Stadt Erkelenz und dem bergbautreiben-

den Unternehmen eine Rückgabevereinbarung. Für Umsiedlungswillige ist die Umsiedlung 

zu den bisherigen Konditionen abzuschließen. Alle Prozesse sind sozialverträglich abzuwi-

ckeln.  

 

4. Eine gleichbleibend hohe Lebensqualität wird gefordert. 

Es soll einen partizipativen Prozess zur Neugestaltung der Dörfer des dritten Umsiedlungs-

abschnitts und des umgebenden Landschaftsraumes geben. Die vollständige Herstellung 

der Tagebaufolgelandschaft und die Umsetzung einer Gesamtstrategie für den dritten Um-

siedlungsabschnitt auf dem Erkelenzer Stadtgebiet wird noch Jahrzehnte in Anspruch neh-

men. Das Land NRW wird aufgefordert, die Stadt Erkelenz bei dieser Entwicklung in finanzi-

eller Hinsicht zu unterstützen, um tragfähige kurz- und langfristige Konzepte für das Stadt-

gebiet entwickeln und umsetzen zu können und eine hohe Lebensqualität zu gewährleisten.  

 

5. Angemessener Immissionsschutz wird auch über das Ende des Tagebaus hinaus ge-

fordert. 

Der Umgang mit Immissionsschutzanlagen muss an die Tagebauplanung angepasst wer-

den. Der bestmögliche Schutz vor tagebaubedingten Immissionen muss für alle Bewoh-

ner*innen gewährleistet werden. Bestehende, nicht mehr notwendige Immissionsschutzan-

lagen müssen umgehend zurückgebaut werden. 

 

6. Eine leistungsfähige verkehrliche Infrastruktur wird gefordert. 

Die verkehrlichen Ersatzverbindungen müssen der neuen Tagebauplanung angepasst wer-

den, sodass ein leistungsfähiges kommunales und regionales Verkehrsnetz entsteht. Dabei 

sind alle Erkelenzer Dörfer soweit wie möglich von Durchfahrtsverkehren sowie Lärm- und 

Staubimmissionen zu schützen. 
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Für die lokale Mobilität ist ein besonderes Augenmerk auf die Schaffung einer dauerhaften, 

funktionsfähigen Wegeverbindung zwischen Holzweiler und Keyenberg zu legen, die aus-

drücklich nicht deckungsgleich mit der vorübergehenden Nutzung von Wirtschaftswegen 

ist. 

 

7. Eine integrierte Seeplanung mit Berücksichtigung des Entwicklungszeitraumes wird 

gefordert. 

Es müssen alle notwendigen technischen und wasserwirtschaftlichen Möglichkeiten ausge-

schöpft werden, um so schnell wie möglich und unter nachhaltigen Gesichtspunkten einen 

funktionalen See mit Naherholungsfunktion herzustellen und nutzbar zu machen. Die Befül-

lung des Restsees muss so schnell wie möglich abgeschlossen sein. Ausreichende Entnah-

memöglichkeiten von Rheinwasser müssen sichergestellt werden. Während der Befüllungs-

phase sind Zwischennutzbarmachungen zu ermöglichen.  

 

8. Für die Tagebauanrainerkommunen und die Tagebauumfeldinitiativen wird perso-

nelle und finanzielle Unterstützung seitens des Landes NRW gefordert. 

Eine personelle und finanzielle Förderung über das Jahr 2030 sowie eine Aufstockung des 

Gesamtfördervolumens wird gefordert. Es ist ein eigenes räumliches Förderbudget erforder-

lich, welches sich an den Herausforderungen und Besonderheiten vor Ort orientiert und fle-

xibel und bedarfsgerecht eingesetzt werden kann. Die bereitgestellten Mittel müssen gleich-

zeitig die Instandsetzung und Erneuerung der Infrastruktur, ortsspezifische und individuell 

passende Lösungen zur Entwicklung des Raumes und Modellprojekte in Hinblick auf konse-

quenten Klima- und Ressourcenschutz ermöglichen. Durch den Tagebau verursachte Inves-

titionskosten in die Ver- und Entsorgungsinfrastruktur dürfen nicht zu Lasten der kommuna-

len Gebührenzahlenden gehen. 
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Stellungnahme Leitentscheidung 2023 - Zweckverband LANDFOLGE Garzweiler 
 

 

Grundsätzliches 

Die Entscheidungssätze aus der Leitentscheidung 2021 müssen im Hinblick auf den Kohle-
ausstieg 2030 im Bereich des Tagebaus Garzweiler aktualisiert und an einigen Stellen im 
Hinblick auf die noch unzureichende Umsetzung konkretisiert werden. Es bietet sich an, 
dies analog zur Systematik in 2021 in einem Oberpunkt „Ein neuer Plan für das Tagebau-
ende von Garzweiler“ zusammenzufassen. Zu folgenden Themen sollten zusätzlich eigen-
ständige Entscheidungssätze entwickelt werden: 

 Niers 
 Orte der Zukunft im 3. Umsiedlungsabschnitt Garzweiler 
 Erneuerbare Energien 
 Langfristkonzept zur finanziellen Absicherung der Folgekosten des Braunkohlen-

bergbaus 

Folgende Aspekte sind, angelehnt an die Strukturierung der Expertengespräche, in diesem 
Zusammenhang hervorzuheben: 

 

Bergbau / Tagebauführung 

 ZV begrüßt, dass die vollständige Verfüllung des östlichen Restlochs bis 2030 si-
chergestellt wird 

 Gutachten Massenbilanz als Grundlage für weitere Entscheidungen zur Tagebau-
entwicklung 

 Konkretisierung Abstandsreglungen für den Bereich Jackerath auf 500 m ist erfor-
derlich 

 Verbesserung des Immissionsschutzes auch im Bereich der erhaltenen Dörfer des 
3. Umsiedlungsabschnittes 

 Lössausgleich im Rheinischen Revier darf das Abbaufeld in Garzweiler nicht vergrö-
ßern und die Rekultivierung oder Befüllung des Restlochs verzögern  

 Kein revierweiter Ausgleich mit anderen Massen (Kiese, Sande) zu Lasten von Garz-
weiler (keine Verschlechterung gegenüber dem geltenden Braunkohlenplan!) 

 Notwendigkeit zweier Lössdepots ist zu prüfen 
 Überprüfung Abraumdepot im Tagebau Garzweiler II (rd. 125 Mio. m³): Rekultivie-

rung und Befüllung sollen so schnell wie möglich beginnen und abgeschlossen sein 
 Keine Verschlechterung des Befüllungszeitraums ggü. rechtskräftigem Braunkoh-

lenplan (40 Jahre nach Auskohlung)! 
 Nachnutzungsbezogene Gestaltung der Kippe: Ausgestaltung der „Terrassierung“ 

am Ostufer auf der Grundlage der kommunalen Entwicklungskonzepte 
 Nichtverfüllung der Bandtrasse wird befürwortet 
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Rekultivierung 

 Klimaresilienz der landwirtschaftlichen Flächen erhöhen 
 Beachtung von Starkregenereignissen bei der Modellierung/Entwässerung der land-

wirtschaftlichen Flächen und bei der Planung der Vorflut 
 Schaffung von Windschutz durch Pflanzungen 
 Biotopverbund (Grünes Band Garzweiler als vorhandener Ansatz) und erhöhte Bio-

diversität landwirtschaftlicher Flächen 
 Beachtung der städtebaulichen Planungen (z.B. Stadtteil-Jüchen Süd) 
 Verknüpfung mit Erneuerbaren Energien 

Wasser 

 möglichst schnelle Befüllung des Restlochs 
 ab dem Zeitpunkt der Befüllung des Restlochs Garzweiler gleichmäßige Wasserver-

teilung zwischen Hambach und Garzweiler  
 keine Verschlechterung ggü. rechtskräftigem Braunkohlenplan! 
 Maximierung der Dimensionierung der Rheinwassertransportleitung bis zum Rest-

loch Garzweiler (Erhöhung auf 2x DN 1800) zur Erhöhung der Flexibilität  
 Prüfung zukünftiger Seepegel: ggf. leichte Anhebung (1-2 Meter in Anlehnung an 

vorbergbauliche Zustände) 
 Wasserqualität sicherstellen:  

o Monitoring Rheinwasser (auch hinsichtlich Verteilung) und ggf. weitere Auf-
bereitung; Schutzgutbezogene Bewertung 

o Bekalkungskonzept der Kippen aktualisieren (Kippenmanagement) 
o Kippenentwässerungssituation prüfen 

 nachnutzungsorientierte Böschungsgestaltung 
o Seezugänge; Profilierung  
o Kompakte Seeform in den unteren Bereichen, aber mehr Vielfalt durch na-

turnahe Ufer-/ Flachwasserbereiche 
o Vegetationsmanagement 

 Seezulauf und Auslauf klären und sichern 
 Der Abfluss des Restsees in die Niers ist dauerhaft hinsichtlich der Abflussmenge 

und vollumfänglichen Funktionstüchtigkeit zu sichern 
 Renaturierung  des Oberlaufs der Niers 
 Zwischennutzung der Böschungen und Wasserflächen sicherstellen 

Orte der Zukunft 

 Entwicklung und Wiederbelebung der sechs Orte ist besondere Herausforderung 
für alle Akteure 

 Planung der Dörfer als komplexe Einheit in ihrem landschaftlichen Kontext mit einer 
Zukunftsvision und einem in Phasen gestaffelten Prozess; Übergangsbereich zum 
zukünftigen Ufer einbeziehen 

 Planungsprozesse zur sofortigen Handlungsfähigkeit formatieren; Regionalplanung 
muss entsprechende Rahmenbedingungen schaffen 
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 Beteiligungsformate vorbildhaft anlegen; aktuellen Bewohner/Innen sollte beson-
deres Mitwirkungsrecht eingeräumt werden 

 Hohe Qualitätsansprüche an die klimaneutrale Entwicklung; Demonstratoren für die 
IBTA 

 Angemessene Finanzierung ist erforderlich: 
o Schaffung eines Sonderförderprograms mit angepassten Fördergegenstän-

den und einer gebündelten Mittelbereitstellung aus dem InvKG.  
o Förderung von Kultur und der Ansiedlung von (Klein-)Unternehmen als Ent-

wicklungsinstrument 
 Flächenmanagement muss der zukunftsorientierten Gesamtentwicklung dienen 
 Klare Regelung zwischen Land und RWE in Abstimmung mit kommunalen Partnern 

zur Übertragung von Flächen 
 Umgang mit Rückkaufrechten, -optionen unter Einhaltung von Bedingungen: Bei-

trag zur städtebaulichen Gesamtzielstellung hat Vorrang vor den Einzelinteressen 
 Aussöhnungsprozess fortsetzen 
 Abschluss der Umsiedlungen bis 2024/25 

Raumentwicklung und Verkehrsinfrastruktur  

Raumentwicklung: 

 Aussagen der vorhandenen Leitentscheidung weiterentwickeln/konkretisieren 
 Weitere Unterstützung der TUI bei der Umsetzung der Raumentwicklungsperspek-

tiven 
 Budget: Aufgrund der Rekultivierungsabläufe im Bereich Garzweiler können eine 

Reihe von Entwicklungsprojekten in der Tagebaufolgelandschaft und den Konversi-
onsflächen im Bereich der Betriebsanlagen / Kraftwerksflächen erst Ende der 30er-
Jahre umgesetzt werden. Daher werden zusätzliche Mittel, auch in den 30er Jahren, 
benötigt. 

 Flächenverfügbarkeit:  
o Für die Entwicklung der Bergbaufolgelandschaft und ihrer Umgebung ist, 

auch vor dem Hintergrund der geplanten IBTA im Rheinischen Revier und 
der IGA Garzweiler 2037, eine ausreichende Verfügbarkeit von Flächen sowie 
die kommunale Steuerungsmöglichkeit sicherzustellen.  

o Hierzu ist die Entwicklung geeigneter rechtlicher, finanzieller und organisa-
torischer Instrumente erforderlich. 

 Planungsrecht:  
o adäquate Instrumente für die Planung, Genehmigung, die Ansiedlung und 

den Bau von Projekten, insbesondere auch der öffentlichen Infrastruktur, der 
Siedlungsentwicklung und der Unternehmensansiedlung;  

o vorhandenen rechtlichen Verfahren müssen daher flexibel angewendet und 
bei Bedarf angepasst werden.  

o Verwaltungsabläufe sollten vereinfacht und beschleunigt werden, ohne da-
bei Umweltbelange oder Beteiligungsprozesse einzuschränken.  
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o Insbesondere die Schnittstellen zwischen Regionalplanung, Braunkohlenpla-
nung, Bergrecht und Baurecht müssen im Sinne der anstehenden Transfor-
mationsaufgabe neu justiert werden. 

o Auftrag an Braunkohlenplanung: Entwicklungsbereiche/Seezugänge/Ver-
kehr/Landschaften vorbereiten! 

 Tagebaufolgelandschaften bieten großes Potenzial für Naherholung und Tourismus  
 Auftrag an Regionalplanung: Darstellung der Dörfer des 3. UA muss geändert wer-

den, Aufnahme GIB am Kreuz Jackerath, ASB im Bereich Jackerath, Anpassung be-
dingter ASB Jüchen-Süd, Neues Planzeichen „Transformationsräume“ über die Be-
reiche der jetzigen „weißen Flächen“ hinaus;  

 Nachnutzung der Kraftwerksstandorte- und flächen sowie eine angemessene Fi-
nanzierung im Rahmen der Fördermöglichkeiten 

 Unterstützung einer gewerblich-industriell-kulturellen Nachnutzung des Kraft-
werks Frimmersdorf 

 Durchführung einer Internationalen Bau- und Technologieausstellung (IBTA) wird 
begrüßt; Transformationsräume der Tagebaue sollten ein räumlicher Schwerpunkt 
sein 

 Entwicklung einer Internationalen Gartenausstellung (IGA) 2037, möglichst im Zu-
sammenspiel mit der IBTA sollte durch die Leitentscheidung unterstützt werden. 

Verkehr: 

 An Kohleausstieg 2030 angepasstes Konzept des Zweckverbands für das Straßen-
verkehrsnetz muss von Regionalplanung/Braunkohlenplanung sowie Fachplanun-
gen aufgenommen und verpflichtend umgesetzt werden 

 Dies umfasst insbesondere: 
o Ein leistungsfähiges Netz an Straßen zur Erschließung des Raums mit seinen 

Entwicklungsstandorten und als Ersatzstrecke bei der Sperrung von Auto-
bahnen unter Berücksichtigung der Wiederherstellungsverpflichtungen von 
RWE (L19, L31, L 354) 

o Die Ertüchtigung der A 46 und der A44n zur Schaffung von leistungsfähigen 
Verbindungen, v.a. auch im Hinblick auf den Lärmschutz 

o Die Ertüchtigung der drei Autobahndreiecke Wanlo, Holz und Jackerath un-
ter Beachtung der Erschließungsfunktion der jetzigen Autobahn-„Stummel“ 

o Die Schaffung einer Verkehrsverbindung zwischen Holzweiler und Keyen-
berg für die lokale Mobilität 

 Regelung der Eckpunktevereinbarung zu den Bundesautobahnen umsetzen, Ge-
spräche mit dem Bundesverkehrsministerium intensivieren  

 Gesamtregionales Radverkehrskonzept: Integration der Tagebaubereiche in das 
Netz 

 zügige Umsetzung Bahnprojekte im Umfeld der Tagebaue (v.a. Bahnhöfe/Mobili-
tätshubs), Neuausrichtung Busverbindungen 

 Durch den Tagebau verursachte Investitionskosten in die Ver- und Entsorgungsinf-
rastruktur dürfen nicht zu Lasten der Kommunen gehen. 
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Stellungnahme Leitentscheidung 2023 - Zweckverband LANDFOLGE Garzweiler 
 

 

Erneuerbare Energien 

 Potenziale der Tagebaufolgelandschaft nutzen 
 Konzept „Innovationspark Erneuerbare Energien Jüchen“ ist wichtige Grundlage im 

Bereich des Tagebaus Garzweiler  
 Entwicklung muss im Einklang mit der integrierten Raumentwicklungsperspektive 

für den Bereich Garzweiler stehen 
 Windkraft darf Entwicklungspotenziale für Siedlungsentwicklung, Erholung/Land-

schaftsbild und Naturschutz nicht strategisch beeinträchtigen 
 Einbeziehung der Bürgerschaft (z.B. Bürgerwindparks, -solarparks) 
 In der Regel nur Agri-Photovoltaikanlagen auf hochwertigen Bördeböden 
 Nutzung der Potenziale der Autobahninfrastrukturen  
 Kommunale Planungshoheit muss beachtet werden 
 Die aktuellen Beteiligungsmodelle der Kommunen an Projektgesellschaften im Be-

reich der Erneuerbaren Energien müssen weiter erhalten bleiben. 

Finanzierung langfristiger Folgekosten 

 langfristige Bergbaufolgekosten absichern, bspw.: 
o Versorgung Feuchtgebiete und Oberflächengewässer 
o Erhöhte Kosten bei Wasserwerken bzw.  Trink- und Brauchwasserversor-

gung und Risiken für Abwasserbehandlung 
o Bergschäden 

 bisherige Regelungen des öffentlich-rechtlichen Vertrags zwischen Bund und RWE 
Power noch nicht ausreichend  

 Zu jedem künftigen Zeitpunkt ausreichend finanzielle Mittel zur Deckung der mit 
dem Braunkohlenabbau verbundenen Folgekosten erforderlich 

 Art und Umfang der dazu anzusammelnden Mittel sind auf der Grundlage konkreter 
Ziele im Vorfeld eines Monitoringprozesses festzulegen.  

 Grundlage für das Finanzmonitoring ist eine Bestandsaufnahme (Risikoinventur) 
sämtlicher Sachverhalte, die im Rahmen des Braunkohlenabbaus potenzielle Folge-
kosten verursachen. Auf dieser Grundlage sind im Rahmen des Monitorings Szena-
rien hinsichtlich Art, Umfang und Zeitpunkt der Leistungserbringung zu definieren. 
Daraus können finanzielle Ziele abgeleitet werden.  

 externer Fonds oder einer Stiftung zur Absicherung der Folgekosten erforderlich 
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Vorlage-Nr:
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Verfasser:
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öffentlich

27.02.2023
Amt 61 Thomas Balzhäuser

Bebauungsplan Nr. 0700.4 "Sisalweg", Erkelenz-Holzweiler

hier: Beschluss über die vorgetragenen Stellungnahmen während der frühzeiti-
gen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB, der öffentlichen 
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB sowie Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB
Beratungsfolge:
Datum Gremium

21.03.2023 Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung
23.03.2023 Haupt- und Finanzausschuss
29.03.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitalisierung der Stadt 
Erkelenz hat in seiner Sitzung am 15.02.2022 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 0700.4 „Si-
salweg“, Erkelenz-Holzweiler, beschlossen und die Verwaltung beauftragt, einen Entwurf des Be-
bauungsplanes zu erarbeiten. In der Sitzung wurde ferner beschlossen zu dem Entwurf des Bebau-
ungsplanes die Öffentlichkeit frühzeitig gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und die Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange frühzeitig gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie den Bezirksausschuss Hol-
zweiler/Immerath zu beteiligen.
Ziel und Zweck der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 0700.4 „Sisalweg“ ist die Bereitstellung 
von Wohnbaugrundstücken zur Wohnraumversorgung und örtlichen Entwicklung des Ortes Holz-
weiler. Hierzu soll am nördlichen Ortsrand auf bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen die 
Entwicklung von Wohnbaugrundstücken erfolgen. Weiterhin soll die bestehende lückenhafte 
Wohnbebauung an der Friedrich-Gelsam-Straße in den Geltungsbereich integriert werden, um eine 
geordnete künftige städtebauliche Entwicklung am Ortsrand zu ermöglichen. Der Geltungsbereich 
hat eine Größe von ca. 2,9 Hektar und geht aus der Anlage hervor.

1. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB
Die öffentliche Bekanntmachung des Termins der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde mit Amtsblatt Nr. 12 vom 21.06.2022 bekannt gemacht.
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde vom 27.06.2022 bis 17.07.2022 in der Stadt-
verwaltung Erkelenz sowie über das Internet durchgeführt. Seitens der Öffentlichkeit wurden wäh-
rend des Beteiligungsverfahrens eine Stellungnahme vorgetragen.

2. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB



Vorlage A 61/669/2023 der Stadt Erkelenz                                                            Seite: 2/3

Das Beteiligungsverfahren gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde mit Schreiben vom 27.06.2022 an die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung 
berührt werden kann, eingeleitet.
Seitens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden während des Beteili-
gungsverfahrens abwägungsrelevante Stellungnahmen vorgetragen, die in der Anlage - Stellung-
nahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange - zur Abwägung und Beschlussfassung aufgelistet sind.

3. Beteiligung des Bezirksausschusses
Der Bezirksausschuss Holzweiler/Immerath wurde mit Schreiben vom 27.06.2022 beteiligt.

4. Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
Nach Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digitali-
sierung vom 06.12.2022, des Haupt- und Finanzausschusses vom 08.12.2022 und des Rates der 
Stadt Erkelenz vom 14.12.2022 wurde der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 0700.4 „Sisalweg“, 
Erkelenz-Holzweiler, nach Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 1 vom 06.01.2023 in der Zeit vom 
16.01.2023 bis 17.02.2023 öffentlich ausgelegt und ins Internet eingestellt.
Während der öffentlichen Auslegung wurden keine abwägungsrelevante Stellungnahme der Öf-
fentlichkeit vorgetragen.

5. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentliche Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 16.01.2023 
über die öffentliche Auslegung unterrichtet und gem. § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt. Seitens der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden während des Beteiligungsverfahrens 
abwägungsrelevante Stellungnahmen zum Entwurf des Bebauungsplanes vorgetragen, die in der 
Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange - zur Abwägung und Beschlussfassung aufgelistet sind.

In dieser Sitzung soll über die während der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB und die während der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgetragenen 
Stellungnahmen gemäß § 1 Abs. 7 BauGB entschieden und der Satzungsbeschluss gefasst werden.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an Haupt- und Finanzausschuss und Rat):
„1. Über die während der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB von 

der Öffentlichkeit und den Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und die 
während der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgetragenen Stel-
lungnahmen zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 0700.4 „Sisalweg“, Erkelenz-Holzwei-
ler, wird nach Abwägung aller erkennbaren öffentlichen und privaten Belange, wie in der 
als Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage des Bebauungsplans Nr. 
0700.4 „Sisalweg“, Erkelenz-Holzweiler, beigefügten Abwägungstabelle vorgeschlagen, 
entschieden. Die Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - ist Bestandteil dieses Beschlusses.

2. Der Bebauungsplans Nr. 0700.4 „Sisalweg“, Erkelenz-Holzweiler, wird unter Berücksichti-
gung dieser Beschlüsse gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen“

Finanzielle Auswirkungen:
Die Kosten der Bauleitplanung werden durch einen städtebaulichen Vertrag zwischen der Stadt 
Erkelenz und der Grundstücks- und Entwicklungsgesellschaft der Stadt Erkelenz GmbH & Co. KG 
(GEE) sichergestellt.
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Anlagen:
Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trä-
gern öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage des Bebauungsplans Nr. 0700.4 „Sisalweg“, Erke-
lenz-Holzweiler

Anlage - Übersicht über den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 0700.4 „Sisalweg“, Erkelenz-
Holzweiler
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Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage 

des Bebauungsplans Nr. 0700.4 „Sisalweg“, Erkelenz-Holzweiler- im Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digi-
talisierung am 21.03.2023, des Haupt- und Finanzausschusses am 23.03.2023 und des Rates am 29.03.2023 

 
lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
Stellungnahmen der Öffentlichkeit während der frühzeitigen Beteiligung vom 27.06.2022 bis 17.07.2022 

gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

Ö 1 Öffentlichkeit 

Schreiben vom 17.07.2022 

  

 Die Erschließung des Neubaugebietes In Holzweiler ist sehr wünschenswert und sinnvoll. Allerdings am geplan-

ten Standort nicht vollständig unkritisch zu sehen. Nachdem ich die Ausführungen zum Bebauungsplan gelesen 

habe, habe ich in zwei Bereichen Bedenken.  
 

Punkt 7.3 Immissionsschutz: Verweise auf den herannahenden Tagebau Garzweiler fehlen gänzlich. Dieser wird 

nach jetzigem Stand bis auf 400m an die Wohnbebauung heranreichen und somit besonders die Häuser im 

nördlichen Bereich (im Plan Felder 309 u. 319) betreffen. Dadurch kommt es zu erheblichen Immissionen durch 

Lärm, Schmutz und Licht. Hierbei wurde die Frage aufgeworfen, ob die neue Bebauung grundsätzlich in die 
Immissionsschutzplanung einbezogen wurde - sprich: werden die 400m von der aktuellen oder der zukünftigen 

Bebauungsgrenze berechnet, oder werden die Abstände zur Wohnbebauung hier noch geringer? 

 

Punkt 10 Hinweise/ Beeinflussung des Grundwassers durch den Tagebau Garzweiler: Es wird auf die Mög-

lichkeit von Bodenbewegungen durch Absenkung und Anstieg des Grundwassers hingewiesen, klar wird nicht, 
welche Auswirkung dies haben kann. Die Möglichkeit von Bergschäden an der Wohnbebauung kann dadurch 

ansteigen, dies sollten Menschen, die dort bauen bewusst sein. Daher sollte dies im Bebauungsplan ergänzt 

werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die zu 

erwartenden Randlage am Tagebau Garzweiler wurde im 

Umweltbericht sowie in der Begründung zum vorliegen-
den Bebauungsplan u.a. vor dem Hintergrund des Immis-

sionsschutz berücksichtigt und ergänzt. Die geplante 

Bebauung bzw. der nördliche Rand befindet sich in einer 

Linie zum nördlichen Rand der Bestandsbebauung im 

Kindsfeld. Durch die vorliegende Planung findet somit 
keine Verschiebung des „Ortsrandes“ in diesem Bereich 

statt, welche Einfluss auf den durch die RWE Power AG 

einzuhaltenden Abstand der im Zuge des Tagebaus ange-

dachten Immissionsschutzmaßnahmen hat.  

Die Hinweise im Bebauungsplan zu möglichen Auswir-
kungen des Tagebaus bzw. der Sümpfungsmaßnahmen 

auf Bodenbewegungen werden im Bebauungsplan ange-

passt. Dies entspricht dem Hinweis der Bezirksregierung 

Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW (s. lfd. 

Nr.13) 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen. Den Anregungen bzw. Hin-

weisen zu Auswirkungen des Tagebaus 
wird gefolgt. 

    

    

    

Stellungnahmen der Öffentlichkeit während der Offenlage vom 16.01.2023 bis 17.02.2023 

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

1 Öffentlichkeit 

Schreiben vom 

  

 Während der Offenlage wurden seitens der Öffentlichkeit keine Stellungnahme vorgetragen.   

2    
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Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage 

des Bebauungsplans Nr. 0700.4 „Sisalweg“, Erkelenz-Holzweiler- im Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digi-
talisierung am 21.03.2023, des Haupt- und Finanzausschusses am 23.03.2023 und des Rates am 29.03.2023 

 
lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
    

    

    

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom 27.06.2022 

gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

1 Bezirksregierung Köln - Dez. 54 

Wasserwirtschaft - Obere Wasserbehörde, Gewässerentwicklung und Hochwasserschutz 

Schreiben vom 12.07.2022 

  

 Trinkwasserversorgung: 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 0700.4 „Sisalweg“ ermöglicht die Siedlungserweiterung von Holzwei-

ler nach Norden. Dabei werden zwei bisherige Sackgassen so miteinander verbunden, dass eine durchgängige 

Befahrbarkeit entsteht und gleichzeitig ca. 30 Baugrundstücke für Einfamilienhäuser entstehen können. Durch 

die Erweiterung werden landwirtschaftliche Nutzflächen im Außenbereich in Anspruch genommen, sodass im 

Parallelverfahren der Flächennutzungsplan der Stadt Erkelenz geändert werden muss. 
 

Die Bezirksregierung Köln setzt zum besonderen Schutz der öffentlichen Trinkwasserversorgung Wasser-

schutzgebiete fest. In diesen Gebieten können Handlungen verboten oder eingeschränkt, sowie die Duldung 

von Maßnahmen angeordnet werden. Das Plangebiet liegt innerhalb der Zone lllB des geplanten Wasser-

schutzgebietes Holzweiler. 
Aufgrund des voranschreitenden Tagebaus und der Verlagerung der Abbruchkante nach Westen ist die Darstel-

lung des geplanten Wasserschutzgebietes in der Form nicht mehr aktuell. Das geplante Wasserschutzgebiet 

bzw. das zugrundeliegende Einzugsgebiet ist anhand einer Brunnengalerie abgegrenzt worden, die aktuell 

nicht mehr zur Trinkwassergewinnung genutzt wird. Der Grund ist die Lage innerhalb des genehmigten Abbau-

gebiets des Tagebaus Garzweiler. 
Die gegenwärtig und bis auf weiteres genutzten Brunnen befinden sich weiter westlich und liegen parallel zur 

Landstraße zwischen Holzweiler und Keyenberg. Für das Einzugsgebiet der aktuell genutzten Brunnenanlagen 

ist derzeit kein Wasserschutzgebiet geplant, sodass sich hieraus keine Regelungen ergeben können. Grundsätz-

lich sei in diesem Zusammenhang noch anzumerken, dass die derzeit genutzten Brunnen aufgrund ihrer Lage 

in absehbarer Zeit ebenfalls nicht mehr zur Trinkwassergewinnung genutzt werden können, sodass die Verle-
gung der WGA Holzweiler an einen neuen Standort geplant ist. Das Plangebiet wird somit nach jetzigem Stand 

zukünftig nicht innerhalb einer Wasserschutzzone liegen. 

Dennoch sollten die Belange des vorbeugenden Trinkwasserschutzes bei der weiteren Planung berücksichtigt 

Die Hinweise der Bezirksregierung Köln – Dezernat 54 

werden zur Kenntnis genommen.   

Die Stellungnahme der Bezirksregierung 
Köln – Dezernat 54 wird zur Kenntnis 

genommen. 
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Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage 

des Bebauungsplans Nr. 0700.4 „Sisalweg“, Erkelenz-Holzweiler- im Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digi-
talisierung am 21.03.2023, des Haupt- und Finanzausschusses am 23.03.2023 und des Rates am 29.03.2023 

 
lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
werden, da das geplante Vorhaben im Umfeld derzeit genutzter Trinkwassergewinnungsanlagen liegt. Eine 

Gefährdung ist nach jetzigem Kenntnisstand nicht zu erwarten, sodass dem Vorhaben gegenüber grundsätzlich 

keine Bedenken bestehen. 

 

Abschließend noch der Hinweis, dass zum Schutz des Grundwassers generell die Allgemeine Sorgfaltspflicht 
nach § 5 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt. Demnach ist „Jede Person […] verpflichtet, bei Maßnahmen, mit 

denen Einwirkungen auf ein Gewässer verbunden sein können, die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt 

anzuwenden, um 

1. eine nachteilige Veränderung der Gewässereigenschaften zu vermeiden, 

2. eine mit Rücksicht auf den Wasserhaushalt gebotene sparsame Verwendung des Wassers sicherzustellen, 
3. die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten und 

4. eine Vergrößerung und Beschleunigung des Wasserabflusses zu vermeiden.“ 

 

Ansonsten erkenne ich keine Betroffenheit in den Zuständigkeiten von Dezernat 54 der Bezirksregierung Köln 

(Obere Wasserbehörde). 
 

2 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw) 

Referat Infra I 3 

Schreiben vom 11.07.2022 

  

 durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebene Planung werden Belange der Bundeswehr 

berührt, jedoch nicht beeinträchtigt. 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der Planung 
seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

 

Die Stellungnahme des Bundesamt für Infrastruktur, 

Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr wird 
zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme des Bundesamt für 

Infrastruktur, Umweltschutz und Dienst-

leistungen der Bundeswehr wird zur 
Kenntnis genommen. 

3 Deutsche Telekom Technik GmbH: West PTI 24 

Schreiben vom 29.06.2022 
  

 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberech-

tigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle 

Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen 
und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie 

folgt Stellung: 

 

Gegen die Planung haben wir keine Bedenken. 

Die Stellungnahme der Deutsche Telekom Technik GmbH 

wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme der Deutsche Tele-
kom Technik GmbH wird zur Kenntnis 

genommen. 
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Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage 

des Bebauungsplans Nr. 0700.4 „Sisalweg“, Erkelenz-Holzweiler- im Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digi-
talisierung am 21.03.2023, des Haupt- und Finanzausschusses am 23.03.2023 und des Rates am 29.03.2023 

 
lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
 

4 Geologischer Dienst Nordrhein-Westfalen Landesbetrieb 

Schreiben vom 21.07.2022 
  

 zu o. g. Verfahren gebe ich im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung folgende Informationen und Hinweise: 

 
Erdbebengefährdung 

 

Es wird auf die Bewertung der Erdbebengefährdung hingewiesen, die bei Planung und Bemessung üblicher 

Hochbauten gemäß den Technischen Baubestimmungen des Landes NRW mit DIN 4149:2005-04 „Bauten in 

deutschen Erdbebengebieten“ zu berücksichtigen ist. Die Erdbebengefährdung wird in DIN 4149:2005 durch die 
Zuordnung zu Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen eingestuft, die anhand der Karte der 

Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland 1 : 350 000, Bun-

desland Nordrhein-Westfalen (Geologischer Dienst NRW 2006) bestimmt werden. In den Technischen Baube-

stimmungen des Landes Nordrhein-Westfalen wird auf die Verwendung dieser Kartengrundlage explizit hinge-

wiesen. 
Das hier relevante Planungsgebiet ist folgender Erdbebenzone / geologischer Untergrund- 

klasse zuzuordnen: 

• Stadt Erkelenz, Gemarkung Holzweiler: 2 / T 

 

Bemerkung: DIN 4149:2005 wurde durch den Regelsetzer zurückgezogen und durch die Teile 1, 1/NA und 5 des 
Eurocode 8 (DIN EN 1998) ersetzt. Dieses Regelwerk ist jedoch bislang bauaufsichtlich nicht eingeführt. Anwen-

dungsteile, die nicht durch DIN 4149 abgedeckt werden, sind als Stand der Technik zu berücksichtigen. Dies 

betrifft hier insbesondere DIN EN 1998, Teil 5 „Gründungen, Stützbauwerke und geotechnische Aspekte“. Auf 

die Berücksichtigung der Bedeutungskategorien für Bauwerke gemäß DIN 4149:2005 bzw. Bedeutungsklassen 

der relevanten Teile von DIN EN 1998 und der jeweils entsprechenden Bedeutungsbeiwerte wird ausdrücklich 
hingewiesen. Dies gilt insbesondere z. B. für große Wohnanlagen etc. 

 

Baugrund 

 

Südlich der Planfläche verläuft den mir vorliegenden Informationen zufolge von West nach Ost der Kueckhove-
ner Sprung. Dieser ist nach meinem Kenntnisstand nicht seismisch aktiv. Ein Hinweis zu den Sümpfungseinflüs-

sen ist bereits im Bebauungsplan enthalten. Der Baugrund ist objektbezogen zu untersuchen und zu bewerten. 

 

Die Hinweise der Behörde Geologischer Dienst Nordrhein-

Westfalen Landesbetrieb werden zur Kenntnis genom-

men. Es wird ein Hinweis zur Erdbebengefährdung im 

Bebauungsplan ergänzt. Der Hinweis zum Baugrund wird 

zur Kenntnis genommen. Der Hinweis zum Schutzgut 
Boden wird im Rahmen des Umweltberichtes berücksich-

tigt. 

Die Stellungnahme der Behörde Geolo-

gischer Dienst Nordrhein-Westfalen 

Landesbetrieb wird zur Kenntnis ge-

nommen. Den Anregungen bzw. Hin-

weisen zu Erdbebengefährdung und 
Schutzgut Boden wird gefolgt. 
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Schutzgut Boden 

 

Informationen zum Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (Umweltbericht) für das Schutzgut 

Boden, zur Verwendung von Mutterboden sowie zur Nutzung der Karte der schutzwürdigen Böden: 

Beschreibung und Bewertung des Schutzgutes Boden 
Nach der Karte der schutzwürdigen Böden (3. Auflage) sind im Rahmen der Beschreibung und Bewertung des 

Schutzgutes die betroffenen Böden, deren Bodenschutzstufen und Bodenfunktionen zu benennen. Zudem sind 

die Folgen des Eingriffs auf das Schutzgut Boden zu bewerten.  

 

Hinweise zu den Böden im Plangebiet können über die Karte der schutzwürdigen Böden auf GEOportal.NRW 
(https://www.geoportal.nrw/) abgerufen werden: 

• GeoViewer > Adresseingabe (Adressfeld) > Geographie und Geologie > Boden und Geologie > IS BK50 Boden-

karte von NRW 1 : 50 000 – WMS > Bewertung und Auswertungen zum Bodenschutz > Schutzwürdigkeit der 

Böden (3. Auflage) > Schutzwürdigkeit – naturnahe und naturferne Böden. 

 
Kompensationsmaßnahmen für den Verlust an schutzwürdigen Böden sind folgender Veröffentlichung zu 

entnehmen (Kap. 3.7, S. 24): 

• Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB - Leitfaden für die Praxis der Bodenschutzbehörden in der 

Bauleitplanung (https://www.labo-deutschland.de/documents/umweltpruefung_494.pdf) 

 
Verwendung von Mutterboden 

Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist bei Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen der 

Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung zu schützen. Er ist vordring-

lich im Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung zu lagern und später wieder einzubauen. 

 

5 Kreis Heinsberg 
Schreiben vom 27.07.2022 

  

 Seitens der unteren Bodenschutzbehörde, der unteren Immissionsschutzbehörde sowie der unteren Wasser-

behörde werden keine Bedenken geäußert. 

 

Das Gesundheitsamt sowie die untere Naturschutzbehörde nehmen wie folgt Stellung: 

 
Gesundheitsamt: 

Aus gesundheitsaufsichtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen den Bebauungsplan, sofern die Immissi-

 

 

 

Die Hinweise des Kreis Heinsberg – Gesundheitsamt 

werden zur Kenntnis genommen.  
 

 

Die Stellungnahme des Kreis Heinsberg 

wird zur Kenntnis genommen 
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onsgrenzwerte der TA-Lärm und TA-Luft eingehalten werden und eine gesundheitliche Beeinträchtigung der 

umliegenden Bevölkerung auch durch Altlasten des Bodens nicht zu besorgen ist. Ein Schutz des Trinkwassers 

muss gewährleistet sein. 

 

Die beschriebenen Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung oder zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkun-
gen auf den Menschen unter Punkt 2.3.4 im Bebauungsplan Nr. 0700.4 "Sisalweg", Erkelenz-Holzweiler, Teil 2: 

Umweltbereich, sollten im weiteren Verlauf des Verfahrens beachtet werden. 

 

Untere Naturschutzbehörde: 

Gegen die Planung bestehen aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde keine grundsätzlichen Bedenken. Das 
Plangebiet befindet sich außerhalb von besonders geschützten Teilen von Natur und Landschaft. 

 

Artenschutzrechtliche Konflikte konnten nicht ermittelt werden, dennoch sollte die Erschließung vorzugsweise 

im Winterhalbjahr durchgeführt werden. Sofern Gehölze entnommen werden müssen, sind diese vorab durch 

eine ökologische Baubegleitung auf das Vorkommen geschützter Arten hin zu untersuchen. Im Fokus liegen 
hier insbesondere mögliche Fledermausquartiere. 

 

Im weiteren Verfahren ist ein landschaftspflegerischer Begleitplan zu erstellen, der die Eingriffe in Natur und 

Landschaft erfasst, bewertet und entsprechende Kompensationsmaßnahmen formuliert. Zum Holzweiler Fließ 

ist ein ausreichend breiter Pufferstreifen einzuplanen, um möglichen späteren Konflikten zwischen Natur und 
Wohnbebauung entgegenzuwirken. Ein grüngeprägter Abschluss nach Norden hin ist wünschenswert und 

gemäß den Unterlagen auch geplant. In diesem Zusammenhang ist hinsichtlich der ordnungsgemäßen Umset-

zung der Pflanzmaßnahmen eine Kontrolle durch die Stadt unerlässlich, da ansonsten zu befürchten ist, dass 

es zu Missachtungen der gestalterischen Vorgaben kommt. 

 
Des Weiteren sollten konkrete Festsetzungen zur Gestaltung der Vorgärten und Gärten formuliert werden, um 

der Entstehung von Stein- und Kiesschüttungen sowie der Anlage von Kunstrasen auf RCL-Material vorzubeu-

gen. 

 

Brandschutz 
Gegen die Planungen bestehen seitens der Brandschutzdienststelle keine Bedenken, wenn folgende Punkte 

beachtet werden. Es wird darauf hingewiesen, dass folgende Anforderungen zu erfüllen sind: 

 

1.  Öffentliche Verkehrsfläche 

 

 

 

 

 
 

 

 

Die Stellungnahme des Kreis Heinsberg – Untere Natur-

schutzbehörde wird zur Kenntnis genommen. Der Eingriff 
bzw. der Ausgleich werden im Rahmen des Umweltbe-

richts dargestellt. Der erforderliche Ausgleichsbedarf des 

festgestellten ökologischen Defizits wird vollständig über 

das Ökokonto der Stadt Erkelenz geleistet. Hierzu ist eine 

Abstimmung mit dem Kreis am 17.11.2022 erfolgt. Dem-
entsprechend ist auch kein gesonderter landschaftspfle-

gerischer Begleitplan (LBP)erforderlich. Hinsichtlich der 

Vorgärten enthält der Bebauungsplan eine Festsetzung 

die u.a. die Begrünung und Wasserdurchlässigkeit sicher-

stellt. 
 

 

 

 

 
 

 

 

 

Die Stellungnahme des Kreis Heinsberg – Brandschutz 
wird zur Kenntnis genommen. genommen. Die Anforde-

rungen an den Brand- und Rettungsschutz sind abschlie-

ßend im Rahmen der Vorhabenkonkretisierung und der 

Baugenehmigung zu klären. 
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Gebäude dürfen nur errichtet werden, wenn gesichert ist, dass ab Beginn ihrer Nutzung das Grundstück in für 

die Zufahrt und den Einsatz von Feuerlösch- und Rettungsgeräten angemessener Breite an einer befahrbaren 

öffentlichen Verkehrsfläche liegt oder wenn das Grundstück eine befahrbare, öffentlich-rechtlich gesicherte 

Zufahrt zu einer befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche hat und die erforderlichen Anlagen zur Versorgung 

mit Löschwasser vorhanden und benutzbar sind. 
 

Wohnwege, an denen nur Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 zulässig sind, brauchen nur befahrbar zu sein, 

wenn sie länger als 50 m sind (§4BauONRW).  

 

Bei Gebäude der Klasse 4 + 5 sind entsprechend Feuerwehraufstellflächen bzw. zusätzliche Feuerwehrbewe-
gungsflächen einzuplanen (Musterrichtlinie für Flächen für die Feuerwehr). 

 

2. Löschwasserversorgung 

Die nachfolgenden Anforderungen an die Löschwasserversorgung seitens der Feuerwehren setzen im Allge-

meinen voraus, dass Hydranten ausreichend zur Verfügung stehen. Bestehen Einschränkungen seitens der 
Trinkwasserversorgung werden auch andere Möglichkeiten, zum Beispiel unterirdische Löschwasserbehälter 

oder -brunnen, in Betracht gezogen. Weiterhin beziehen sich die Anforderungen nur auf den Grundschutz im 

Brandschutz für Wohngebiete, Gewerbegebiete, Mischgebiete und Industriegebiete ohne erhöhtes Sach- oder 

Personenrisiko. 

 
Das DVGW-Arbeitsblatt W 400-1:2015-02 äußert sich zu den Grundlagen der Löschwasserversorgung wie folgt: 

„Die Abstände von Hydranten müssen im Übrigen der Bebauung und Netzstruktur entsprechen. Für die Bereit-

stellung von Löschwasser ist DVGW W 405 (A) zu beachten. Die Abstände von Hydranten in Ortsnetzen, die auch 

der Löschwasserversorgung (Grundschutz) dienen, sind im Bedarfsfall abzustimmen.“ 

 
Seitens der Feuerwehren bestehen folgende Anforderungen: 

· Hydranten sind so anzuordnen, dass sie die Wasserentnahme leicht ermöglichen. 

 

· Die Löschwasserversorgung für den ersten Löschangriff zur Brandbekämpfung und zur Rettung von Personen 

muss in einer Entfernung von 75 m Lauflinie bis zum Zugang des Grundstücks von der öffentlichen Verkehrsflä-
che aus sichergestellt sein. 

 

· Entnahmestellen mit 400 l/min (24 m³/h) sind vertretbar, wenn die gesamte Löschwassermenge des Grund-

schutzes in einem Umkreis (Radius) von 300 m aus maximal 2 Entnahmestellen sichergestellt werden kann. 
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· Die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen, die auch der Löschwasserversorgung (Grundschutz) 

dienen, dürfen 150 m nicht übersteigen. Größere Abstände von Hydranten bedürfen der Kompensation durch 

andere geeignete Löschwasserentnahmestellen. 

· Der Löschwasserbedarf für den Grundschutz ist bei niedriger, in der Regel freistehender Bebauung (bis 3 
Vollgeschosse) mit 800 l/min (48 m³/h) und bei sonstiger Bebauung mit mindestens 1.600 l/min (96 m³/h) und 

für eine Dauer von mindestens 2h zu bemessen. 

 

· Der insgesamt benötigte Löschwasserbedarf ist in einem Umkreis (Radius) von 300 m nachzuweisen.  

Diese Regelung gilt nicht über unüberwindbare Hindernisse hinweg. Das sind z. B. Bahntrassen, mehrspurige 
Schnellstraßen sowie große, langgestreckte Gebäudekomplexe, die die tatsächliche Laufstrecke zu den Lösch-

wasserentnahmestellen unverhältnismäßig verlängern. 

 

· Bei der oben genannten Wasserentnahme aus Hydranten (Nennleistung) darf der Betriebsdruck 1,5 bar nicht 

unterschreiten. 
 

· Für Gewerbe- und Industriegebiete ergeben sich ggf. höhere Anforderungen aufgrund von anderen rechtlichen 

Vorgaben, z. B. Muster-Industriebau-Richtlinie. 

 

In den Vorlagen zum Bauantrag, z. B. Brandschutznachweis, sind der Löschwasserbedarf (in l/min) und der 
Löschwassernachweis für die erste Löschwasserentnahmestelle im 75 m Bereich (Lauflinie bis zum Grundstück) 

sowie für die gesamte Löschwassermenge in einem Umkreis (Radius) von 300 m darzustellen. 

Quelle: Information der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren und des Deutschen Feuerwehr-

verbandes in Abstimmung mit dem DVGW Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e. V. (2018-4) „Lösch-

wasserversorgung aus Hydranten in öffentlichen Verkehrsflächen“ 
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Sofern die obigen Anforderungen an die Löschwasserversorgung nicht hinreichend erfüllt werden können, 

müssen andere Möglichkeiten, z. B. durch unterirdische Löschwasserbehälter, -brunnen, -teiche bzw. bei zu 

großen Entfernungen weitere Hydranten erwogen werden. Die Abstimmung zur Ausführung und zur Kosten-

übernahme erfolgt im Bedarfsfall zwischen der Gemeinde und dem Wasserversorgungsunternehmen. 
 

3. Zugänglichkeit der Grundstücke / Rettungswege 

Die Bebauung der Grundstücke ist so vorzunehmen, dass der Einsatz von Feuerlöschund Rettungsgeräten ohne 

Schwierigkeiten möglich ist. Liegen Gebäude ganz oder in Teilen weiter als 50m von der öffentlichen Verkehrs-

fläche entfernt, ist eine Zufahrt für Fahrzeuge der Feuerwehr gemäß § 5 BauO NRW herzustellen. Die Zufahrt ist 
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gemäß § 5 BauO NRW herzurichten. Die Ausführung muss der Muster-Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr 

(MRFIFw) inklusive der Aufstellund Bewegungsflächen entsprechen. Die Kurvenradien sind entsprechend zu 

beachten. 

 

Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr sind so zu befestigen, dass sie 
von Feuerwehrfahrzeugen mit einer zulässigen Gesamtmasse von 16 t und einer Achslast von 10 t befahren 

werden können. 

 

Notwendige Fenster in Obergeschossen müssen im Lichten eine freie Öffnungsfläche von mindestens 0,9 m x 

1,2 m besitzen und für die Feuerwehr erreichbar sein. Die Fenster sind zur öffentlichen Verkehrsfläche oder zu 
Feuerwehrbewegungsflächen hin auszurichten §§ 14 und 37 BauO NRW. 

 

An den als zweiter Rettungsweg ausgewiesenen Fenstern muss das Aufstellen von tragbaren Leitern der Feuer-

wehr jederzeit möglich sein. Dies ist insbesondere bei Bepflanzungen und Parkflächen zu beachten (§ 14 BauO 

NRW). 
 

Für evtl. Gebäude der Gebäudeklassen 4 und 5 wird eine Aufstellfläche für Hubrettungsfahrzeuge gem. VV zu § 5 

BauO NRW benötigt, sofern diese Gebäude den zweiten Rettungsweg nicht auf andere Weise (zwei Treppen-

räume) sicherstellen. 

 
4. Hinweis 

Viele Bauvorhaben werden zwischenzeitlich u. a. auch als „Generationenhaus/ altersgerechtes oder senioren-

gerechtes Wohnen“ betitelt. In verschiedenen Nutzungseinheiten wird der zweite Rettungsweg dennoch über 

tragbare Leitern sichergestellt. Die Brandschutzdienststelle weist im Rahmen des demographischen Wandels 

auf folgendes hin: 
Der Personenkreis, der sich problemlos über diese Geräte retten lässt, wird im Laufe der nächsten Jahre eher 

kleiner werden. Das liegt zum einen an der immer älter werdenden Bevölkerung und zum anderen an der Zu-

nahme pflegebedürftiger Menschen. Auf Grund dieser Tatsache bestehen mit Sicht auf solche Bauvorhaben 

Bedenken an die Auslegung des zweiten Rettungsweges speziell für diese Nutzungsform. 

 

6 Landesbetrieb Straßenbau NRW: Regionalniederlassung Niederrhein - Hauptsitz Mönchengladbach 
Schreiben vom 27.06.2022 

  

 es bestehen grundsätzlich keine Bedenken aus Sicht der hiesigen Niederlassung. 

 

Die Hinweise des Landesbetrieb Straßenbau NRW werden 

zur Kenntnis genommen. 

Die Hinweise des Landesbetrieb Stra-

ßenbau NRW werden zur Kenntnis ge-
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Ich weise jedoch darauf hin, dass gegenüber dem Landesbetrieb Straßenbau, weder jetzt noch in Zukunft aus 

dieser Planung Ansprüche auf aktiven und/oder passiven Lärmschutz oder ggfls. erforderlich werdende Maß-

nahmen bzgl. der Schadstoffausbreitung geltend gemacht werden können. Außerdem wird auf das Problem 

der Schallreflektion hingewiesen. 

 

nommen. 

7 Landwirtschaftskammer NRW: Kreisstellen Heinsberg, Viersen 
Schreiben vom 12.07.2022 

  

 da in den aktuellen Unterlagen noch keine Angaben zur Kompensation gemacht wurden, regen wir vorsorglich 

an, externe Kompensation zu minimieren und zu deren Umsetzung keine (weiteren) landwirtschaftlichen 

Fläche in Anspruch zu nehmen. Wir verweisen dazu außerdem auf § 15, Abs, BNatSchG. Vorrangig bieten sich 

ökologische Aufwertungen vorhandener Strukturen, Maßnahmen in Zusammenhang mit der Wasserrahmen-

richtlinie, Entsiegelungsmaßnahmen oder Ersatzgeldzahlungen an, nachrangig kämen produktionsintegrierte 
Kompensationsmaßnamen in Betracht, z. B. aus dem Angebot der Stiftung Rheinische Kulturlandschaft. 

 

Die Stellungnahme der Landwirtschaftskammer NRW: 

Kreisstellen Heinsberg, Viersen wird zur Kenntnis genom-

men. Das im Rahmen der ökologischen Eingriffsbilanzie-

rung festgestellte Defizit kann vollständig im Ökokonto 
der Stadt Erkelenz ausgeglichen werden. 

Die Stellungnahme der Landwirtschafts-

kammer NRW: Kreisstellen Heinsberg, 

Viersen wird zur Kenntnis genommen 

8 LVR: Amt für Liegenschaften 

Schreiben vom 26.07.2022 
  

 hiermit möchte ich Sie innerhalb meiner Stellungnahme darüber informieren, dass keine Betroffenheit bezogen 

auf Liegenschaften des LVR vorliegt und daher keine Bedenken gegen die o.g. Maßnahme geäußert werden. 

 
Diese Stellungnahme gilt nicht für das LVR Amt für Denkmalpflege im Rheinland in Pulheim und das LVR- Amt 

für Bodendenkmalpflege im Rheinland in Bonn; es wird darum gebeten, deren Stellungnahmen gesondert 

einzuholen. 

 

Die Hinweise des LVR – Amt für Liegenschaften werden zur 
Kenntnis genommen. Das LVR – Amt für Bodendenkmal-

pflege im Rheinland wurde beteiligt. Es wurde keine 

Stellungnahme abgegeben. 

Die Stellungnahme des LVR – Amt für 
Liegenschaften wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

9 NEW Netz GmbH 

Schreiben vom 070.07.2022 
  

 Wir haben Ihre Anfrage geprüft und teilen Ihnen mit, dass gegen diese keine Bedenken vorliegen. 

 

Die Stellungnahme der NEW-Netz AG wird zur Kenntnis 

genommen. 

Die Stellungnahme der NEW-Netz AG 

wird zur Kenntnis genommen. 

10 Erftverband 

Schreiben vom 27.07.2022 
  

 aus wasserwirtschaftlicher Sicht seitens des Erftverbandes bestehen gegen die v. g. Planung keine Bedenken, 

lediglich möchten wir auf folgendes Hinweisen: 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der geplanten Wasserschutzzone 3B der Wassergewinnungsanlage 
Holzweiler (Wasserschutzgebiet Holzweiler). Aus der Schutzgebietsverordnung können sich Beschränkungen 

Die Hinweise des Erftverband werden zur Kenntnis ge-

nommen. Aus der Stellungnahme der Bezirksregierung 

Köln, Dezernat 54 (Wasserwirtschaft) (s.lfd. Nr. 1) im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung geht hervor, dass das 

Die Stellungnahme des Erftverband wird 

zur Kenntnis genommen. 
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der Grundstücksnutzung ergeben. Plangebiet zwar innerhalb der Zone lllB des geplanten 

Wasserschutzgebietes Holzweiler liegt, jedoch aufgrund 

des voranschreitenden Tagebaus und der Verlagerung der 

Abbruchkante nach Westen die Darstellung des geplanten 

Wasserschutzgebietes nicht mehr aktuell ist. Das geplante 
Wasserschutzgebiet bzw. das zugrundeliegende Einzugs-

gebiet ist anhand einer Brunnengalerie abgegrenzt wor-

den, die aktuell nicht mehr zur Trinkwassergewinnung 

genutzt wird. Der Grund ist die Lage innerhalb des ge-

nehmigten Abbaugebiets des Tagebaus Garzweiler. Das 
Plangebiet wird somit nach jetzigem Stand zukünftig nicht 

innerhalb einer Wasserschutzzone liegen. 

11 Vodafone West GmbH 

Schreiben vom 29.07.2022 
  

 Wie sie wissen, ist Vodafone (ehem. Unitymedia) allgemein an koordinierten Mitverlegungen unserer zukunfts-

sicheren Breitband-Glasfaserinfrastruktur (FTTB, Fibre to the Building) in Neubau-Erschließungen interessiert.  

Beim o.g. Bauvorhaben sehen wir die Wirtschaftlichkeit für einen Ausbau jedoch leider als nicht gegeben, 
weswegen wir von einer Mitverlegung in diesem Fall absehen müssen. 

 

Die Stellungnahme der Vodafone West GmbH wird zur 

Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme der Vodafone West 

GmbH wird zur Kenntnis genommen. 

12 RWE Power AG, Liegenschaften und Liegenschaftsbetreuung 

Schreiben vom 27.06.2022 
  

 das Flurstück Gemarkung Holzweiler, Flur 2, Flurstück 305 wurde mit der GEE getauscht. 

 

Im Bereich des geplanten Bebauungsplans kann es wegen des nahe gelegenen Tagebau Garzweiler temporär 
zu erhöhten Staub- und Geräuschimmissionen kommen, die belästigend wirken können. Die gesetzlichen und 

von der Bergbehörde auferlegten Immissionswerte werden dabei zwar eingehalten, dennoch können ungünsti-

ge Wetterlagen und Betriebssituationen Belastungssituationen hervorrufen, die als störend empfunden wer-

den. Zukünftige Bauherren sollten hierauf frühzeitig hingewiesen werden. 

 

Die Hinweise der RWE Power AG werden zur Kenntnis 

genommen und in die Begründung des Bebauungsplanes 

Nr. 0700.4 „Sisalweg“ aufgenommen. 

Die Stellungnahme der RWE Power AG 
wird zur Kenntnis genommen und im 

Rahmen der verbindlichen Bauleitpla-

nung in die Begründung aufgenommen. 

13 Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 
Schreiben vom 08.08.2022 

  

 zu den bergbaulichen Verhältnissen erhalten Sie folgende Hinweise: 

Das o.g. Vorhaben liegt über den auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeldern „Wolff-Holzweiler 5“ und 

Die Hinweise der Bezirksregierung Arnsberg werden zur 

Kenntnis genommen. Der Hinweis zu Landesplanung wird 

Die Stellungnahme der Bezirksregierung 

Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und 
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„Wolff-Holzweiler 4“ sowie „Union 257“, alle im Eigentum der RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen 

GmbH, hier vertreten durch die RWE Power AG, Abt. Liegenschaften und Umsiedlung in 50416 Köln. 

 

Landesplanung 

In Kap. 3.1 der Begründung zur FNP-Änderung „Ziele der Raumordnung und Landesplanung“ wird die Braun-
kohlenplanung des Landes Nordrhein-Westfalen nicht berücksichtigt. Laut derzeit geltendem Braunkohlenplan 

Garzweiler II vom 31.03.1995 liegt die Gegenstandsfläche des FNP und des BP innerhalb des für den Braunkoh-

lenabbau vorgesehenen Bereiches des Tagebaus Garzweiler. Hier hat die Braunkohlengewinnung Vorrang vor 

anderen Arten der Flächennutzung. Somit würde eine Flächennutzungsplanänderung der derzeitigen Landes-

planung widersprechen. 
 

Holzweiler ist Bestandteil des vierten Umsiedlungsabschnittes des Tagebaus Garzweiler. Der Braunkohlenplan 

für die Umsetzung der Umsiedlungen im vierten Umsiedlungsabschnittes wurde bisher nicht genehmigt. Zufol-

ge der Leitentscheidung vom 05.07.2016 „Eine nachhaltige Perspektive für das Rheinische Revier“ ist die berg-

bauliche Inanspruchnahme der Ortslage Holzweiler nicht mehr vorgesehen. In den entsprechend erstellten 
Scoping-Unterlagen vom 20.02.2018 für einen neuen Braunkohlenplan ist die Inanspruchnahme der Gegen-

standsfläche nicht vorgesehen. In diesem Zusammenhang ist eine Umsetzung des Vorhabens grundsätzlich 

möglich, jedoch sollten die Entscheidungen der FNP-Änderung und des BP im Einklang mit der Braunkohlen-

planung stehen. Daher wird empfohlen, die Vorhaben erst nach Abschluss der Braunkohlenplanänderung zu 

genehmigen. Die RWE Power AG hat in ihrer Stellungnahme vom 26.07.2022 keine grundsätzlichen Bedenken 
gegen das Vorhaben geäußert. 

 

Auswirkungen des Braunkohlenabbaus 

Durch den Braunkohlenabbau und die damit verbundene Grundwasserabsenkung sind weitere bergbauliche 

Auswirkungen auf die geplante Bebauung nicht auszuschließen. Weitere Informationen bitte ich bei der RWE 
Power AG anzufragen. Abschließend ist zu erwähnen, dass der Planungsbereich nach den hier vorliegenden 

Unterlagen (Differenzenpläne mit Stand: 01.10.2018 aus dem Revierbericht, Bericht 1, Auswirkungen der 

Grundwasserabsenkung, des Sammelbescheides - Az.: 61.42.63 -2000-1 -) von durch Sümpfungsmaßnahmen 

des Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen ist. Für die Stellungnahme wurden 

folgende Grundwasserleiter (nach Einteilung von Schneider & Thiele, 1965) betrachtet: Oberes Stockwerk, 9B, 
8, 7, 6D, 6B, 2 - 5, 09, 07 Kölner Scholle, 05 Kölner Scholle. 

 

Folgendes sollte berücksichtigt werden: 

Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreitenden Betrieb der Braunkohlentagebaue, 

im Rahmen der Begründung berücksichtig. Dort wird 

unter Punkt 2.1. u.a. auf die politischen Entscheidung zur 

Verkleinerung des Tagebaus Garzweiler II eingegangen. 

Die Hinweise im Bebauungsplan zu möglichen Auswirkun-

gen des Tagebaus bzw. der Sümpfungsmaßnahmen auf 
Bodenbewegungen werden im Bebauungsplan angepasst. 

Eine Beteiligung der RWE Power AG sowie des Erftver-

bands (s. lfd. Nr. 10 und 12) hat stattgefunden. Es wurden 

keine Bedenken geäußert. 

Energie in NRW wird zur Kenntnis ge-

nommen. Den Anregungen bzw. Hinwei-

sen zu Landesplanung und Auswirkun-

gen des Tagebaus wird gefolgt. 
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noch über einen längeren Zeitraum wirksam bleiben. Eine Zunahme der Beeinflussung der Grundwasserstände 

im Planungsgebiet in den nächsten Jahren ist nach heutigem Kenntnisstand nicht auszuschließen. Ferner ist 

nach Beendigung der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen ein Grundwasserwiederanstieg zu erwarten. 

Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den Braunkohletagebau als auch bei einem späteren Grund-

wasserwiederanstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewegungen möglich. Diese können bei bestimmten 
geologischen Situationen zu Schäden an der Tagesoberfläche führen. Die Änderungen der Grundwasserflurab-

stände sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen sollten bei Planungen und Vorhaben Berücksichtigung 

finden. Ich empfehle Ihnen diesbezüglich, zu zukünftigen Planungen, sowie zu Anpassungs- und Sicherungs-

maßnahmen eine Anfrage an die RWE Power AG, Stüttgenweg 2 in 50935 Köln, sowie für konkrete Grundwas-

serdaten an den Erftverband, Am Erftverband 6 in 50126 Bergheim, zu stellen. 
 

 Soweit eine entsprechende grundsätzliche Abstimmung mit dem Feldeseigentümer / Bergwerksunternehmer 

nicht bereits erfolgt ist, empfehle ich, diesem in Bezug auf mögliche zukünftige bergbauliche Planungen, zu 

bergbaulichen Einwirkungen aus bereits umgegangenem Bergbau sowie zu dort vorliegenden weiteren Infor-

mationen bzgl. Bergschadensrelevanter Fragestellungen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Möglicher-
weise liegen dem Feldeseigentümer / Bergwerksunternehmer auch Informationen zu Bergbau in dem betref-

fenden Bereich vor, der hier nicht bekannt ist. Insbesondere sollte dem Feldeseigentümer / Bergwerksunter-

nehmer dabei auch Gelegenheit gegeben werden, sich zum Erfordernis von Anpassungs- oder Sicherungsmaß-

nahmen zur Vermeidung von Bergschäden zu äußern. Diese Fragestellung ist grundsätzlich privatrechtlich 

zwischen Grundeigentümer / Vorhabensträger und Bergwerksunternehmer / Feldeseigentümer zu regeln. 
 

Bearbeitungshinweis: 

Diese Stellungnahme wurde bezüglich der bergbaulichen Verhältnisse auf Grundlage des aktuellen Kenntnis-

standes erarbeitet. Die Bezirksregierung Arnsberg hat die zugrundeliegenden Daten mit der zur Erfüllung ihrer 

öffentlichen Aufgaben erforderlichen Sorgfalt erhoben und zusammengestellt. Die fortschreitende Auswertung 
und Überprüfung der vorhandenen Unterlagen sowie neue Erkenntnisse können zur Folge haben, dass es im 

Zeitverlauf zu abweichenden Informationsgrundlagen auch in Bezug auf den hier geprüften Vorhabens- oder 

Planbereich kommt. Eine Gewähr für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Genauigkeit der Daten kann insoweit 

nicht übernommen werden. 

 
Soweit Sie als berechtigte öffentliche Stelle Zugang zur Behördenversion des Fachinformationssystems „Ge-

fährdungspotenziale des Untergrundes in NRW“ (FIS GDU) besitzen, haben Sie hierdurch die Möglichkeit, den 

jeweils aktuellen Stand der hiesigen Erkenntnisse zur bergbaulichen Situation zu überprüfen. Details über die 

Zugangs- und Informationsmöglichkeiten dieses Auskunftssystems finden Sie auf der Homepage der Bezirksre-
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gierung Arnsberg (www.bra.nrw.de) mithilfe des Suchbegriffs „Behördenversion GDU“. Dort wird auch die 

Möglichkeit erläutert, die Daten neben der Anwendung ebenfalls als Web Map Service (WMS) zu nutzen. 

 

    

    

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom 16.01.2023  

gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

1 Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 

Schreiben vom 07.02.2023 
  

 Im Rahmen der ersten Beteiligung wurde bereits von hier aus am 08.08.2022 Stellung zum o.g. Planverfahren 
genommen. Inhaltlich bleibt diese Stellungnahme weiterhin aktuell. Darin wurden Zwangspunkte bzgl. der 

Sperrwirkung des Braunkohlenplans benannt, welche unter dem Punkt 2 - 2.1. „Ziele der Raumordnung und 

Landesplanung“ der beigefügten Begründung berücksichtigt wurden. Die bergbaulichen Verhältnisse wurden 

unter „7. Umweltbelange“ und „10. Hinweise“ berücksichtigt. 

 

Die Hinweise der Bezirksregierung Arnsberg werden zur 

Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme der Bezirksregierung 

Arnsberg wird zur Kenntnis genommen. 

2 Bezirksregierung Köln, Dezernat 33 – ländliche Entwicklung und Bodenordnung 
Schreiben vom 20.01.2023 

  

 Aus den von hier zu vertretenden Belangen der allgemeinen Landeskultur und der Landentwicklung werden 

keine Bedenken gegen das vorbezeichnete Planungsvorhaben vorgebracht. 

Planungen bzw. Maßnahmen des Dezernates 33 sind in dem o.b. Bereich nicht vorgesehen. 

Der Hinweis der Bezirksregierung Köln, Dezernat 33 wird 

zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme der Bezirksregierung 

Köln, Dezernat 33  wird zur Kenntnis 

genommen. 

    

3 Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 – Wasserwirtschaft - Obere Wasserbehörde, Gewässerentwicklung und 

Hochwasserschutz 

Schreiben vom 13.02.2023 

  

 In dem Verfahren erkenne ich keine Betroffenheit der Zuständigkeiten von Dezernat 54 der Bezirksregierung 

Köln (Obere Wasserbehörde).  

Gewässerentwicklung/Hochwasserschutz: 
Ich möchte lediglich darauf hinweisen, dass das Holzweiler Fließ ein Gewässer sonstiger Ordnung ist, und somit 

die Untere Wasserbehörde hier originär zuständig ist. 

 

Der Hinweis der Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 wird 
zur Kenntnis genommen. Eine Beteiligung der zuständi-

gen unteren Wasserbehörde hat stattgefunden. 

Die Stellungnahme der Bezirksregierung 
Köln, Dezernat 54  wird zur Kenntnis 

genommen. 
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4 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

Schreiben vom 20.01.2023 
  

 Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidigungs- 

belange nicht beeinträchtigt. Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben seitens 

der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

 

Die Hinweise des Bundesamt für  Infrastruktur, Umwelt-

schutz und Dienstleistungen der Bundeswehr werden zur 

Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme des Bundesamt für  

Infrastruktur, Umweltschutz und Dienst-

leistungen der Bundeswehr wird zur 

Kenntnis genommen. 

5 Deutsche Telekom Technik GmbH: West PTI 24   

 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberech-

tigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle 

Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen 
und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie 

folgt Stellung: 

Gegen die Planung haben wir keine Bedenken. 

 

Die Hinweise der Deutsche Telekom Technik GmbH wer-
den zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme der Deutsche Tele-
kom Technik GmbH wird zur Kenntnis 

genommen. 

6 Erftverband 

Schreiben vom 06.02.2023 
  

 Abwassertechnische Leitungen und Anlagen des Erftverbandes sind derzeit durch die v. g. Maßnahme nicht 
betroffen. Daher bestehen aus wasserwirtschaftlicher Sicht seitens des Erftverbandes keine Bedenken. 

 

Die Hinweise des Erftverbands werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Stellungnahme des Erftverbands 
wird zur Kenntnis genommen. 

7 Kreis Heinsberg: Federführung 

Schreiben vom 10.02.2023 
  

 Seitens des Gesundheitsamtes, der unteren Bodenschutzbehörde sowie der unteren Immissionsschutzbehörde 

werden keine Bedenken geäußert. Die Brandschutzdienststelle, die untere Naturschutzbehörde sowie die 

untere Wasserbehörde nehmen wie folgt Stellung: 
 

Brandschutzdienststelle: 

Gegen die Planungen bestehen seitens der Brandschutzdienststelle keine Bedenken. Die Stellungnahme vom 

04.07.2022 findet weiterhin Beachtung. 

 
Untere Naturschutzbehörde: 

Gegen die Planung bestehen aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde keine grundsätzlichen Bedenken. Das 

Plangebiet befindet sich außerhalb von besonders geschützten Teilen von Natur und Landschaft. 

 

 

 

 
Die Hinweise der Brandschutzdienststelle werden zur 

Kenntnis genommen. Die Anforderungen an Brand- und 

Rettungsschutz sind abschließend im Rahmen der Vorha-

benkonkretisierung und der Baugenehmigung zu klären. 

 
Die Hinweise der unteren Naturschutzbehörde werden zur 

Kenntnis genommen.  

 

 

Die Stellungnahme des Kreis Heinsberg 

wird zur Kenntnis genommen. 
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Artenschutzrechtliche Konflikte konnten nicht ermittelt werden, dennoch sollte die Erschließung vorzugsweise 

im Winterhalbjahr durchgeführt werden. Sofern Gehölze entnommen werden müssen, sind diese vorab durch 

eine ökologische Baubegleitung auf das Vorkommen geschützter Arten hin zu untersuchen. Dies gilt auch für 

abzubrechende Gebäude. Im Fokus liegen hier insbesondere mögliche Fledermausquartiere. 

 
Die Eingriffsbilanzierung hat ein ökologisches Defizit in Höhe von 26.378 Ökopunkten ermittelt, welches über 

das städtische Ökokonto kompensiert werden soll. Seitens der unteren Naturschutzbehörde wird die Fläche in 

das Kompensationsflächenkataster auf die Teilfläche „CEF Feldlerche“ übertragen, konkret auf die Flächen 

Gemarkung Schwanenberg, Flur 13, Flurstücke 21 und 20/1, Gemarkung Gerderath, Flur 8, Flurstück 61 sowie 

Gemarkung Lövenich, Flur 13, Flurstücke 150 und 151 (teilweise). Bei Änderungen wird um Mitteilung gebeten. 
 

Untere Wasserbehörde: 

Gegen den Bebauungsplan werden vorsorglich Bedenken erhoben. Diese werden wie folgt begründet: 

Unter Beachtung der Grundsätze des § 6 des Wasserhaushaltsgesetzes und zur Erreichung der Bewirtschaf-

tungsziele sind bauliche Anlagen in einem Streifen von 3 m zum Gewässer nicht zuzulassen. Des Weiteren sind 
an oberirdischen Gewässern so weit wie möglich natürliche und schadlose Abflussverhältnisse zu gewährleis-

ten, um die Entstehung von nachteiligen Hochwasserfolgen vorzubeugen. 

 

Auf Folgendes wird hingewiesen: 

Die Straßenerschließung soll über eine neu zu errichtende Brücke erfolgen, die den Holzweiler Fließ überquert. 
Die Errichtung, wesentliche Veränderung oder Beseitigung von Anlagen im Sinne von § 36 des Wasserhaus-

haltsgesetzes und § 22 Landeswassergesetz NRW bedürfen der Genehmigung durch die untere Wasserbehörde. 

Weitere Auskünfte hierzu erhalten Sie bei der unteren Wasserbehörde unter der Tel.-Nr. 0 24 52/13-61 44. 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

Die Hinweise der unteren Wasserbehörde werden zur 
Kenntnis genommen. Im Zuge der Planung wird das 

Holzweiler Fließ entsprechend den Anforderungen an 

Starkregenereignisse angepasst. Hierzu wird neben der 

Querschnittsanpassung ein begleitender Grünweg ange-

legt, der zusammen mit der Anlage einer Retentionsmulde 
im weiteren Verlauf des Fließ die Rückhalteeigenschaften 

gegenüber der Bestandssituation verbessert und gleich-

zeitig die Bewirtschaftung des Fließ im Sinne des Wasser-

haushaltsgesetzes (WHG) sicherstellt. Nach Rücksprache 

mit der Unteren Wasserbehörde widerspricht die Planung 
nicht den rechtlichen Vorgaben, die Bedenken resultieren 

u.a. aus der möglichen Missachtung des Gewässerschut-

zes durch angrenzende Eigentümer. Entscheidend ist § 97 

Abs.4 Landeswassergesetz (LWG): „An fließenden Gewäs-

sern zweiter Ordnung und an sonstigen fließenden Ge-
wässern darf eine bauliche Anlage innerhalb von drei 

Metern von der Böschungsoberkante nur zugelassen 

werden, wenn ein Bebauungsplan die bauliche Anlage 

vorsieht oder öffentliche Belange nicht entgegenstehen.“  

Im Rahmen der Vermarktung der Grundstücke entlang des 
Fließ bzw. im Rahmen der Baugenehmigung werden die 

künftigen Bauherren auf die relevanten rechtlichen Vor-

gaben im Zusammenhang mit der Grenzsituation zu 

einem Gewässer hingewiesen. 
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Anlage - Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Stellungnahmen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - zur Beschlussvorlage 

des Bebauungsplans Nr. 0700.4 „Sisalweg“, Erkelenz-Holzweiler- im Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaftsförderung, Verkehr und Digi-
talisierung am 21.03.2023, des Haupt- und Finanzausschusses am 23.03.2023 und des Rates am 29.03.2023 

 
lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

  
 

8 Landesbetrieb Straßenbau NRW: Regionalniederlassung Niederrhein - Hauptsitz Mönchengladbach 

Schreiben vom 16.01.2023 
  

 

Ich verweise auf meine Stellungnahme vom 27.06.2022, diese ist weiterhin zu berücksichtigen. 
 

Die Hinweise des Landesbetrieb Straßenbau NRW werden 
zur Kenntnis genommen.  

Die Stellungnahme des Landesbetrieb 

Straßenbau NRW wird zur Kenntnis 
genommen. 

 

9 Landwirtschaftskammer NRW: Kreisstellen Heinsberg, Viersen 

Schreiben vom 17.02.2023 
  

 das Abwägungsergebnis haben wir zur Kenntnis genommen. Unserer Anregung zur Kompensation wurde durch 

die Inanspruchnahme des städtischen Ökokontos im Grunde gefolgt. 
Neue Aspekte zu landwirtschaftlichen Belangen sind in den aktuellen Unterlagen nicht erkennbar. 

 

Die Stellungnahme der Landwirtschaftskammer NRW wird 
zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme der Landwirtschafts-

kammer NRW wird zur Kenntnis genom-
men. 

10 LVR: Amt für Liegenschaften 

Schreiben vom 13.02.2023 
  

 hiermit möchte ich Sie innerhalb meiner Stellungnahme darüber informieren, dass keine Betroffenheit bezogen 

auf Liegenschaften des LVR vorliegt und daher keine Bedenken gegen die o. g. Maßnahme geäußert werden. 

 
Diese Stellungnahme gilt nicht für das Rheinische Amt für Denkmalpflege in Pulheim und das Rheinische Amt 

für Bodendenkmalpflege in Bonn; es wird darum gebeten, deren Stellungnahmen gesondert einzuholen. 

 

Beide Ämter (Rheinisches Amt für Denkmalpflege in Pul-

heim und Bonn) wurden mit Schreiben vom 16.01.2023 
beteiligt. Es wurde keine Stellungnahme abgegeben. 

Die Stellungnahme des LVR: Amt für 

Liegenschaften wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

11 NEW Netz GmbH 

Schreiben vom 18.01.2023 
  

 
Wir haben Ihre Anfrage geprüft und teilen Ihnen mit, dass gegen diese keine Bedenken vorliegen. 
 

Die Stellungnahme der NEW Netz GmbH wird zur Kenntnis 

genommen. 
 

Die Stellungnahme der NEW Netz GmbH 
wird zur Kenntnis genommen. 

12 Westnetz GmbH: Regionalzentrum Neuss – Netzplanung 

Schreiben vom 18.01.2023 
  

 Wir haben die Unterlagen auf unsere Belange geprüft. Hier unsere Stellungnahme: 

Gegen das oben genannte Vorhaben bestehen keine Einwände, da unsere Belange hierdurch nicht berührt 

werden. 

Die Stellungnahme der Westnetz GmbH wird zur Kenntnis 

genommen. 

Die Stellungnahme der Westnetz GmbH 

wird zur Kenntnis genommen. 

 





Beschlussvorlage

Federführend:
Hauptamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 10/275/2023
öffentlich

14.03.2023
Amt 10 Elke Weinmann

Gemeinsame Erklärung der Räte der Stadt Erkelenz und der Partnerstadt Saint-
James anl. des 60. Jahrestags des Élysée-Vertrags
Beratungsfolge:
Datum Gremium

28.03.2023 Partnerschaftskomitee
29.03.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Anlässlich des 60. Jahrestags des Élysée-Vertrags plant der Rat der Gemeinden und Regionen Eur-
opas (RGRE) eine gemeinsame Erklärung der Räte der Stadt Erkelenz und der Partnerstadt Saint-
James. Die Unterzeichnung dieser Erklärung soll im Rahmen des Besuchs einer Delegation aus 
Saint-James in Erkelenz am 10. Juni 2023 erfolgen.

Maria Sprenger wird in ihrer Funktion als Vizepräsidentin im Deutsch-Französischen Ausschuss des 
RGRE in der Sitzung des Partnerschaftskomitees die in der Anlage beigefügte „Vorgeschlagene 
Erklärung anlässlich des 60. Jahrestags des Élysée-Vertrags“ erläutern.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an den Rat):
„Die Unterzeichnung der gemeinsamen Erklärung der Räte anl. des 60. Jahrestags des Élysée-Ver-
trags wird befürwortet.“

Finanzielle Auswirkungen:
keine

Anlage:
Gemeinsame Erklärung der Räte der Stadt Erkelenz und der Partnerstadt Saint-James anl. des 
60. Jahrestags des Élysée-Vertrags in deutscher und französischer Fassung



 

 

 

 

 

 

 

 

 
| Deutsch-Französischer Ausschuss 
   

        Rat der Gemeinden und Regionen Europas | Deutsche Sektion 

 Europabüro des Deutschen Städte und Gemeindebundes,  
 Avenue des Nerviens, 9-31, 3 Et., B – 1040 Bruxelles  

  Datum, 1.02.2023 

Dr. Klaus M. Nutzenberger 
Mobil: +49 170 5906 234  
E-Mail: dfa@eurocommunal.eu  

 
 

Vorgeschlagene Erklärung 

 

anlässlich des 

 

60. Jahrestags des Elysée-Vertrags 

 

 

Im Januar 2023 haben wir den 60. Jahrestag des Elysée-Vertrags gemeinsam gewürdigt. Am 22. Januar 1963 

unterzeichneten Bundeskanzler Konrad Adenauer und der französische Staatspräsident Charles de Gaulle diese 

historische Vereinbarung. Der Elysee-Vertrag war ein historischer Wendepunkt in den Beziehungen zwischen 

Frankreich und Deutschland und ein entscheidender Schritt in der Zusammenarbeit, die bereits 13 Jahre zuvor im 

Zusammenhang mit der Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) eingeleitet wor-

den war.  

 

Der Vertrag hat es ermöglicht, die treibenden Kräfte, insbesondere die jungen Menschen, unserer beiden Länder 

in einem beispiellosen Versöhnungsprozess zusammenzubringen, der die europäische Integration unverrückbar 

geprägt hat.  

 

In Deutschland und Frankreich sind rund 2.300 Gemeinden miteinander partnerschaftlich verbunden, mit Abstand 

sind diese Beziehungen die zahlreichsten, engsten und aktivsten, die jemals zwischen zwei Ländern geknüpft wur-

den. Frankreich und Deutschland haben zudem 2019 im Vertrag von Aachen die grundlegende Rolle von 

Partnerschaften und Partnerschaften anerkannt. 

 

Die erste deutsch-französische Städtepartnerschaft wurde zwar nicht erst 1963, sondern schon 1950 zwischen Lud-

wigsburg und Montbeliard geschlossen, aber der Elyssee-Vertrag trug dennoch wesentlich zur Entwicklung dieser 

partnerschaftlichen Bewegung bei. Indem er Millionen von französischen und deutschen Bürgern die Möglichkeit 

gab, sich zu treffen, sich zu treffen und kennenzulernen, wurde dieser Austausch zu einem immer stärkeren Kata-

lysator für die deutsch-französische Freundschaft. 

 

Der Jahrestag des Elysée-Vertrags war auch für uns in Saint-James und Erkelenz eine Gelegenheit, diesen außer-

gewöhnlichen Fortschritt in den Beziehungen zwischen unseren beiden Ländern und in der europäischen 

Integration zu feiern. 60 Jahre nach der Unterzeichnung dieses Vertrags bekräftigen die Städtepartnerschaften 

zwischen Frankreich und Deutschland die deutsch-französische Freundschaft und tragen aktiv zur Verwirklichung 

des Europas der Bürger bei.  

 

Angesichts von Russlands Angriff auf die Ukraine, der politischen, wirtschaftlichen und finanziellen Folgen 

des Krieges, war der Wunsch und das Verlangen nach einem einigen Europa nie stärker. Mehr denn je 

müssen die Europäer zusammenstehen, damit die Europäische Union Antworten geben kann, die den Her-

ausforderungen und Werten, die sie verteidigt, angemessen sind.  

 

In diesem schwierigen Kontext wiederholter Krisen bedarf es einer starken, effektiven und ausgewogenen Zusam-

menarbeit zwischen Frankreich und Deutschland. Der 60. Jahrestag des Elysée-Vertrags ist ein Zeichen des 

Friedens. Er ist auch eine Gelegenheit zum Nachdenken, um gemeinsam die Zukunft der deutsch-französischen 

Beziehungen und des Austauschs zwischen den Gemeinschaften unserer beiden Länder vorzubereiten und zu si-

chern. 
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Deshalb vereinbaren wir, die gewählten Vertreter von Saint-James und Erkelenz aufgrund der Initiative 

des französischen Verbands der Gemeinden und Regionen Europas (AFCCRE): 

 

1. Lassen Sie uns die Feierlichkeiten zum 60. Jahrestag des Elysée-Vertrags nutzen, um an unsere Verbundenheit  

im Rahmen der deutsch-französischen Beziehungen und mit unserer Städtepartnerschaft zu erinnern. Wir 

möchten die Verpflichtung bekräftigen, die wir gemeinsam am 12. Oktober 1974 eingegangen sind, indem 

wir die Partnerschaftsurkunde unterzeichnen, der unsere beiden Städte vereint. 

 

2. Weil sie wertvoll sind, haben wir die Pflicht, die Verbindungen, die wir zwischen unseren beiden Städten und 

unseren Bürgerinnen und Bürgern geknüpft haben, zu bewahren. Wir verpflichten uns, unser gemeinsames 

Handeln im europäischen Sinne fortzusetzen. In Erkelenz und Saint-James verfügen wir über viele Ressour-

cen, die wir nutzen können und müssen, um unsere Zusammenarbeit zukunftsfest zu machen. Demokratisches 

Engagement und Partizipation, Gleichheit und Toleranz aller unserer Bürgerinnen und Bürger sind zentrale 

Grundsätze, auf denen unsere Partnerschaft beruhen muss. 

 
3. Um die Herausforderungen von morgen zu meistern und gemeinsam zu einer nachhaltigen Zukunft beizutra-

gen, soll unsere Zusammenarbeit es uns ermöglichen, unsere lokale Politik den Anforderungen unserer Zeit 

zu den Themen Friedenssicherung, dem Klimawandel, der Energieversorgung und allgemein der nachhaltigen 

Entwicklung auszurichten.  

 

4. Wir werden daran arbeiten, unsere Zusammenarbeit für unsere jungen Bürgerinnen und Bürger weiter zu 

öffnen, indem wir sicherstellen, dass auch den am stärksten Benachteiligten unter ihnen Möglichkeiten für 

Mobilität und Begegnungen geboten werden. Unsere Partnerschaften müssen für sie Raum für Mobilität und 

gemeinsames Lernen bieten. Unser Austausch muss ihren Erwartungen entsprechen, ihrer Kreativität freien 

Lauf lassen und ihre Fähigkeiten fördern. 

 

5. Das Drama des Krieges in der Ukraine, die autoritären Exzesse in vielen Ländern, der Aufstieg des Populis-

mus in Europa und in der Welt bestärken uns, unermüdlich für Demokratie, für die Achtung der Würde aller 

Menschen und der Allgemeinen Menschenrechte und für die Achtung des Völkerrechts zu mobilisieren. Wir 

müssen uns durch unsere Treffen um die gemeinsamen Werte scharen, die uns am Herzen liegen.  

 

6. Wir begrüßen den wesentlichen Beitrag des Deutsch-Französischen Jugendwerks (DFJW), das durch den 

Elysée-Vertrag geschaffen wurde und die deutsch-französische Zusammenarbeit seit seiner Gründung durch 

die Förderung von Begegnungen für Millionen junger Menschen aus unseren beiden Ländern, insbesondere 

im Rahmen unserer Städtepartnerschaften, weiterhin wertvolle Unterstützung geleistet hat. (Wir begrüßen 

insbesondere die außergewöhnlichen Anstrengungen und Ressourcen, die das DFJW einsetzt, um sicherzu-

stellen, dass junge Deutsche und Franzosen trotz der Gesundheitskrise, die die Organisation von Austausch 

und Treffen seit 2020 stark gestört hat, in Kontakt bleiben können.) 

 

7. Wir begrüßen die Schaffung des Deutsch-Französischen Bürgerfonds nach dem neuen deutsch-französischen 

Vertrag von Aachen und die große Zahl von Treffen und Initiativen, die in diesem Zusammenhang unterstützt 

werden. Wir wollen gemeinsam die Chancen dieses Fonds nutzen und weitere gemeinsame Projekte vorschla-

gen, die es uns ermöglichen, auch neue lokale Akteure sowohl in Erkelenz als auch in Saint-James in die 

deutsch-französischen Beziehungen einzubeziehen – und auch neue Kooperationen auf den Weg bringen. 

 
 

8. Lassen Sie uns angesichts des internationalen Kontexts die Notwendigkeit betonen, uns gemeinsam für 

die Ukraine zu engagieren. Initiativen sollten von den französischen und deutschen lokalen Behörden 

gemeinsam durchgeführt werden, entweder um sich an der Soforthilfe zu beteiligen oder längerfristig 

eine gemeinsame Zusammenarbeit mit ukrainischen Städten und Gemeinden einzugehen, um ihnen zu 

helfen, sich zu erholen, wenn die Zeit für den Wiederaufbau gekommen ist. 

 

Als Folgemaßnahme zu dieser Erklärung beabsichtigen wir, gemeinsam weitere Initiativen und Projekte durchzu-

führen, um das Jubiläum des Elysée-Vertrags als Startpunkt für den Ausbau und die Weiterentwicklung unserer 

Städtepartnerschaft zu markieren. Vive la France, Vive L‘Allemagne, Vive l’Europe. 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

| Comité franco-allemand           Conseil des communes et régions d‘Europe | Section allemande 

 Office européen, Deutscher Städte und Gemeindebund,  

Avenue des Nerviens, 9-31, 3 Et., B – 1040 Bruxelles 

 

  Date : 1 février 2023 

Dr. Klaus M. Nutzenberger 
Tél. portable : +49 170 5906 234  
Courriel : dfa@eurocommunal.eu  

 

Proposition de déclaration 

à l’occasion du  

60ème anniversaire du Traité de l’Elysée 

 

En janvier dernier, nous avons célébré ensemble le 60ème anniversaire du Traité de l’Elysée – accord historique 

signé par le président français Charles de Gaulle et le chancelier allemand Konrad Adenauer le 22 janvier 1963. 

Le Traité de l’Elysée a marqué un tournant sans précédent dans les relations franco-allemandes, et fut une étape 

décisive de la coopération entamée treize ans auparavant avec la fondation de la Communauté européenne du 

charbon et de l’acier (CECA). 

Ce traité a permis de rassembler les forces vives de nos deux pays, et plus particulièrement la jeunesse, dans un 

processus de réconciliation historique, aux conséquences indélébiles pour l’intégration européenne. 

2 300 communes d’Allemagne et de France sont liées par des jumelages : ces relations sont, de loin, les plus 

nombreuses, les plus étroites et les plus actives jamais nouées entre deux pays. La France et l’Allemagne ont 

également reconnu le rôle fondamental de ces jumelages dans le traité d’Aix la Chapelle, signé en 2019. 

Le premier jumelage franco-allemand ne date pas de 1963 mais de 1950, date de la signature d’un accord entre 

Ludwigsburg et Montbéliard. Le Traité de l’Elysée a cependant joué un rôle essentiel dans le développement de 

ce mouvement, donnant ainsi à des millions de citoyens allemands et français la possibilité de se rencontrer et de 

mieux se connaître. Ces échanges ont été un catalyseur de plus en plus important pour l’amitié franco-allemande. 

Pour nous, à Saint-James et Erkelenz, l’anniversaire du Traité de l’Elysée a aussi été une occasion de célébrer les 

progrès exceptionnels réalisés dans les relations entre nos deux pays et en matière d’intégration européenne. 60 ans 

après la signature du traité, les jumelages entre les villes de nos deux pays renforcent l’amitié franco-allemande et 

participent activement à l’accomplissement d’une Europe des citoyens. 

Suite à l’agression russe en Ukraine et les conséquences politiques, économiques et financières de la guerre, 

jamais le souhait et le besoin d’une Europe unie n’ont été plus forts. Les Européens, plus que jamais, doivent 

être solidaire, pour permettre à l’Union Européenne d’apporter des réponses adaptées aux défis qu’elle 

rencontre et aux valeurs qu’elle défend. 

Dans un contexte difficile, marqué par des crises à répétition, nous avons besoin d’une coopération franco-

allemande forte, effective et équilibrée. Le 60ème anniversaire du Traité de l’Elysée est un signe de paix. Il 

représente aussi une occasion de réflexion, afin de mieux préparer et garantir ensemble l’avenir des relations 

franco-allemandes et des échanges entre les collectivités de nos deux pays. 

 

 

 

 

 

| Council of European Municipalities and Regions 
| Conseil des Communes et Régions d`Europe 

|  
| Consejo de municipios y regiones de europa 
| Consiglio dei comuni e delle regioni d`Europa 
| Raad der Europese gemeenten en regios 
| Conselho dos municipios e regiòes da Europa 



 

 

- 2 -  

 

Sur la base de l’initiative de l’Association française du conseil des communes et régions d’Europe 

(AFCCRE), nous, élus de Saint-James et d’Erkelenz, décidons ensemble de ce qui suit : 

 

1. Nous souhaitons mettre à profit les célébrations du 60ème anniversaire du Traité de l’Elysée pour commémorer 

les liens qui nous unissent dans le cadre des relations franco-allemandes et du jumelage. Nous souhaitons 

renforcer l’engagement pris le 12 octobre 1974 au moment de la signature de l’acte de jumelage qui unit nos 

deux villes. 

2. Les relations tissées entre nos deux villes et nos citoyens et citoyennes sont précieuses : il est de notre devoir 

de les préserver. Nous nous engageons à poursuivre nos actions communes en faveur de l’Europe. Erkelenz 

et Saint-James disposent de nombreuses ressources qui peuvent et doivent être mise au service de notre 

coopération pour garantir sa pérennité. L’engagement et la participation démocratiques, l’égalité et la 

tolérance pour tous nos citoyens et citoyennes sont des piliers essentiels sur lesquels doit reposer notre 

partenariat. 

3. Pour relever les défis de demain et participer à un avenir durable, notre collaboration doit nous permettre 

d’adapter nos politiques locales aux défis de notre temps en matière de maintien de la paix, de changements 

climatiques, d’approvisionnement en énergie et de développement durable au sens large. 

4. Nous continuerons à œuvrer pour rendre notre collaboration plus accessible aux jeunes citoyens et citoyennes 

en nous assurant que même les plus désavantagés d’entre eux puissent se voir offrir des possibilités de mobilité 

et de rencontres. Nos partenariats doivent leur offrir un espace de mobilité et d’apprentissage en commun. 

Nos échanges doivent répondre à leurs attentes, laisser libre cours à leur créativité et promouvoir leurs 

compétences. 

5. La tragédie que représente la guerre en Ukraine, les excès autoritaires dans de nombreux pays et la montée du 

populisme en Europe et dans le monde renforcent notre volonté infatigable de nous mobiliser pour la 

démocratie, le respect de la dignité et des droits de chaque être humain et le respect du droit international. Nos 

rencontres doivent être une occasion de nous rallier autour des valeurs communes auxquelles nous tenons tant. 

6. Nous saluons la contribution essentielle de l’Office franco-allemand pour la jeunesse (OFAJ), créé par le 

Traité de l’Elysée, et qui, depuis sa création, fournit un soutien précieux à la coopération franco-allemande en 

permettant à des millions de jeunes de nos deux pays de se rencontrer, plus particulièrement dans le contexte 

de nos jumelages. (Nous souhaitons saluer notamment les efforts extraordinaires et les ressources investis par 

l’OFAJ pour s’assurer que les jeunes allemands et français puissent rester en contact malgré la crise sanitaire, 

source depuis 2020 de perturbations importantes dans l'organisation d'échanges et de rencontres.) 

7. Nous saluons la création du Fonds citoyen franco-allemand par le nouveau Traité franco-allemand d’Aix la 

Chapelle, et le grand nombre de rencontres et d’initiatives qu’il permet de soutenir. Nous souhaitons saisir 

ensemble les opportunités qu’il fournit et proposer de nouveaux projets communs qui nous permettront 

d’impliquer de nouveaux acteurs locaux, à Erkelenz et à Saint-James, dans les relations franco-allemandes –

et de donner naissance à de nouvelles coopérations. 

8. Nous souhaitons également souligner, au vu du contexte international, la nécessité de nous engager 

ensemble pour l’Ukraine. Des initiatives doivent être mises en place par les autorités locales françaises 

et allemandes pour participer à l’aide d’urgence ou entamer à plus long terme une coopération avec les 

villes et communes ukrainiennes afin de les aider à se redresser quand le temps de la reconstruction 

sera venu. 

Suite à cette déclaration, nous avons l’intention d’entreprendre ensemble de nouvelles initiatives et projets 

communs pour que les célébrations de l’anniversaire du Traité de l’Elysée marquent le point de départ d’un 

approfondissement et d’un développement supplémentaire de notre jumelage. Vive la France, vive l’Allemagne, 

vive l’Europe. 

 



Beschlussvorlage

Federführend:
Hauptamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 10/291/2023
öffentlich

14.03.2023
Amt 10 Simon Häusler

Gestaltung des Grabmals auf der Ehrengrabstätte von Peter Jansen
Beratungsfolge:
Datum Gremium

29.03.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Auf Grundlage des Grundsatzbeschlusses des Rates vom 22.09.2004 hat der Rat mit Beschluss vom 
14.12.2022 (Genehmigung der Dringlichkeitsentscheidung vom 28.11.2022) dem verstorbenen Bür-
germeister a. D. und Ehrenbürgermeister Peter Jansen eine Ehrengrabstätte auf dem Friedhof in 
Hetzerath zuerkannt. Mit der Zuerkennung einer Ehrengrabstätte ist eine angemessene Anlage und 
Gestaltung der Grabstätte einschließlich eines künstlerisch gestalteten Grabmals verbunden. Über 
die Gestaltung des Grabmals entscheidet der Rat. Da mit dem Beschluss des Rates grundsätzlich 
auch eine Kostenübernahmeerklärung für die Anlage und Herstellung einer Ehrengrabstätte abge-
geben wurde, sind die mit der Anlage der Ehrengrabstätte verbundenen Kosten von der Stadt Erke-
lenz zu übernehmen.

Die Familie Jansen möchte nun die Grabstätte herstellen lassen. Es wurde ein entsprechender 
Gestaltungsvorschlag mit einem Angebot einer Fachfirma mit der Bitte um Zustimmung des Rates 
vorgelegt. Hierbei handelt es sich um ein 2-teiliges Denkmal in SSY-Granit mit einem Kreuz.
Die Gesamtkosten für Herstellung der Grabstätte (Grabstein, Einfassung und Arbeitskosten) belau-
fen sich auf ca. 13.500,- Euro.

Die Verwaltung empfiehlt, der beabsichtigten Herstellung und Gestaltung zu entsprechen.

Beschlussentwurf:
„Der Rat stimmt der Gestaltung des Grabmales für Peter Jansen gemäß dem der Beschlussvorlage 
beigefügten Gestaltungsvorschlag zu. Die Kosten sind zu übernehmen.“

Finanzielle Auswirkungen:
Die erforderlichen Finanzmittel in Höhe von ca. 13.500,- Euro sollen außerplanmäßig bereitgestellt 
werden.

Anlage:
Gestaltungsvorschlag des Grabmals für Peter Jansen





Beschlussvorlage

Federführend:
Hauptamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 10/292/2023
öffentlich

22.02.2023
Amt 10 Hans Bongartz

Delegiertenbestellung einschließlich Nachrücker*innen für die Verbandsver-
sammlung des Niersverbandes, Amtsperiode 2023
Beratungsfolge:
Datum Gremium

29.03.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
In der Sitzung des Rates der Stadt Erkelenz am 01.02.2023 wurde unter Tagesordnungspunkt A 11 
‚Stimmrechtsanteile an der Verbandsversammlung des Niersverbandes‘ einstimmig bei 1 Enthal-
tung beschlossen, dass die Erkelenzer Beitragsteileinheiten von 0,8423 in die Stimmgruppe nach § 
6 Absatz 3 Satz 1 der Niersverbandssatzung einfließen sollen, um hieraus einen möglichen (gan-
zen) Sitz für die Stadt Erkelenz in der künftigen Niersverbandsversammlung zu aggregieren.

Auf die Ausführungen in der Beschlussvorlage zu Tagesordnungspunkt A 11 der vorgenannten Sit-
zung wird entsprechend Bezug genommen.

Der Beschluss des Rates vom 01.02.2023 wurde dem Niersverband zeitnah mitgeteilt.

Mit Schreiben vom 14.02.2023 hat nun der Niersverband – auch unter Einbeziehung der hiesigen 
Beschlusslage - einen unverbindlichen Vorschlag zur Koordinierung eines vorabgestimmten Wahl-
vorschlags für die kreisfreien Städte sowie die kreisangehörigen Städte und Gemeinden allen 
Stimmrechtsgruppenbeteiligten vorgelegt (also den 32 Kommunen, die über mehr oder minder 
große (Nachkomma-)Beitragsteileinheiten verfügen, aus denen ganze Sitze aggregiert werden 
sollen. Insgesamt sind dies 12 Sitze aus Beitragsteileinheiten). Gemäß diesem vorgenannten Vor-
schlag würden die Erkelenzer Beitragsteileinheiten mit jeweils geringfügigen Beitragsteileinheiten 
der Gemeinde Schwalmtal und der Stadt Mönchengladbach zu einem vollen Sitz aufaggregiert 
werden können.

Dadurch würde die Zielsetzung des Beschlusses des Rates der Stadt Erkelenz vom 01.02.2023, für 
die Stadt Erkelenz einen eigenen Sitz in der zukünftigen Verbandsversammlung des Niersverban-
des zu generieren, erreicht werden können 
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Die Stadt Erkelenz muss nun zur anstehenden Wahl einen konkreten Wahlvorschlag zur Besetzung 
dieses Sitzes übermitteln. Gleichzeitig ist nach den Regularien der Niersverbandssatzung Sorge 
dafür zu tragen, dass für den Fall eines späteren Ausscheidens der aufgrund konkreten Wahlvor-
schlags gewählten Person bereits jetzt ein oder mehrere Nachrücker bzw. Nachrückerinnen vorge-
schlagen werden. Zu Delegierten bzw. zum Delegierten und auch für die mögliche Nachfolge 
(Nachrückung) können ausschließlich Ratsmitglieder vorgeschlagen werden.

Hinsichtlich der konkreten Benennung(en) wird darauf hingewiesen, dass die Amtsperiode der 
zukünftigen Niersverbandsversammlung (2023 – 2028) nicht zeitlich deckungsgleich ist mit der 
laufenden Kommunalwahlperiode (2020 – 2025). Ein mögliches turnusmäßiges Ausscheiden aus 
dem Mandat im Jahre 2025 sollte demnach mitbedacht werden, zumal Nachrücker*innen nicht 
durch den neuen Rat 2025 nachbenannt werden können.

Allgemeine Hinweise:
In die Verbandsversammlung des Niersverbandes müssen gemäß § 12 Absatz 1 des Landesgleich-
stellungsgesetzes (LGG) Frauen mit einem Mindestanteil von 40 % vertreten sein. Im Rahmen der 
Unterbreitung der Wahlvorschläge soll der Anteil von Frauen gemäß § 12 Absatz 4 LGG daher min-
destens 40 % betragen.

Werden aus der Stimmgruppe genauso viele Wahlvorschläge eingereicht, wie Delegierte auf sie 
entfallen und wird die Durchführung der Wahl nicht schriftlich von einem Mitglied innerhalb der 
Ausschlussfrist zur Einreichung der Wahlvorschläge verlangt, so sind die Vorgeschlagenen gewählt.

Sofern mehr Wahlvorschläge gemacht werden sollten, wie Delegierte auf die Stimmgruppe entfal-
len oder wenn die Durchführung der Wahl von einem Mitglied der Stimmgruppe innerhalb der vor-
genannten Frist schriftlich verlangt wird, würden die Delegierten im schriftlichen Verfahren ge-
wählt. 

Vorschlagsberechtigung:
Da aktuell nur ein Wahlvorschlag (einschließlich möglicher Nachfolgeregelungen) konkret zu be-
nennen ist, ist bei Zugrundelegung des derzeitigen politischen Sitzverhältnisses im Stadtrat der 
Stadt Erkelenz die CDU-Stadtratsfraktion als größte Fraktion vorschlagsberechtigt.

Beschlussentwurf:
„Der Rat der Stadt Erkelenz benennt hiermit zum Delegierten für die Verbandsversammlung 2023 - 
2028 des Niersverbandes (auch ‚Amtsperiode 2023‘ genannt) für einen aus Beitragsteileinheiten zu 
generierenden Sitz das Ratsmitglied Willi Weitz.

Als Nachfolger (möglicher Nachrücker) für den vorgenannten Wahlvorschlag wird Ratsmitglied 
Markus Conen benannt.“

Finanzielle Auswirkungen:
Keine.



Beschlussvorlage

Federführend:
Hauptamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 10/293/2023
öffentlich

20.03.2023
Amt 10 Ulrike Hoeren

Besetzung der Ausschüsse und Gremien
Beratungsfolge:
Datum Gremium

29.03.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Rat der Stadt Erkelenz hat am 04.03.2023 und die CDU-
Fraktion im Rat der Stadt Erkelenz hat am 15.03.2023 Nach- und Umbesetzungswünsche mitge-
teilt.

Zuständig für die Beschlussfassung über die Besetzung der Ausschüsse und Gremien ist der Rat der 
Stadt Erkelenz.

Beschlussentwurf:
„Hiermit werden folgende Änderungen in Ausschuss- und Gremienbesetzungen beschlossen:

Lfd. 
Nr.

Ausschuss/Gremium Änderung

01. Ausschuss für Stadtentwicklung, 
Wirtschaftsförderung, Verkehr und 
Digitalisierung

Die Verhinderungsvertretung der Ratsmitglieder der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen erfolgt zukünftig in folgender 
alphabetischer Reihenfolge:
RM Hans Josef Dederichs
RM Andreas Grunert
RM Christel Honold-Ziegahn
RM Britta Kox
RM Inga Menzel
RM Beate Schirrmeister-Heinen
RM Johannes Schroer
RM Andreas Schuflitz
RM René Steiner
RM Silvia Stolzenberger
RM Ramona Willms-Recker
RM Niklas Klasen (DIE LINKE)

02. Ausschuss für Bauen, Betriebe, 
Klimaschutz und Umwelt

Die Verhinderungsvertretung der Ratsmitglieder der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen erfolgt zukünftig in folgender 
alphabetischer Reihenfolge:
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RM Andreas Grunert
RM Christel Honold-Ziegahn
RM Petra Kanters
RM Britta Kox
RM Inga Menzel
RM Beate Schirrmeister-Heinen
RM Johannes Schroer
RM Silvia Stolzenberger
RM Jürgen Vieten
RM Ramona Willms-Recker
RM Niklas Klasen (DIE LINKE)

03. Ausschuss für Braunkohle, Struktur-
wandel und LandFolge

Die Verhinderungsvertretung der Ratsmitglieder der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen erfolgt zukünftig in folgender 
alphabetischer Reihenfolge:
RM Andreas Grunert
RM Christel Honold-Ziegahn
RM Petra Kanters
RM Inga Menzel
RM Dignanllely Meurer
RM Beate Schirrmeister-Heinen
RM Andreas Schuflitz
RM René Steiner
RM Silvia Stolzenberger
RM Jürgen Vieten
RM Ramona Willms-Recker
RM Niklas Klasen (DIE LINKE)

04. Haupt- und Finanzausschuss Die Verhinderungsvertretung der Ausschussmitglieder der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erfolgt zukünftig in fol-
gender alphabetischer Reihenfolge:
RM Andreas Grunert
RM Christel Honold-Ziegahn
RM Petra Kanters
RM Britta Kox
RM Inga Menzel
RM Dignanllely Meurer
RM Johannes Schroer
RM René Steiner
RM Jürgen Vieten
RM Ramona Willms-Recker

05. Jugendhilfeausschuss Ratsmitglied Ramona Willms-Recker wird an die Stelle 
der bisherigen persönlichen Stellvertretung, Ratsmitglied 
Lena Lenz, bestellt (Mitglied: Ratsmitglied Inga Menzel).

SkB Frauke Wilms (persönliche Stellvertretung) wird an 
die Stelle des Ausschussmitgliedes, SkB Inga Heinrichs, 
bestellt.

SkB Thorsten Friedrichs wird als persönliche Stellvertre-
tung von SkB Frauke Wilms bestellt.

06. Ausschuss für Schule, Kultur und 
Sport

Ratsmitglied Ramona Willms-Recker wird an die Stelle 
des bisherigen Ausschussmitgliedes, Ratsmitglied Lena 
Lenz, bestellt.
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Die Verhinderungsvertretung bleibt unberührt.
07. Partnerschaftskomitee Die Verhinderungsvertretung der Ratsmitglieder der Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen erfolgt zukünftig in folgender 
alphabetischer Reihenfolge:
RM Hans Josef Dederichs
RM Christel Honold-Ziegahn
RM Petra Kanters
RM Inga Menzel
RM Dignanllely Meurer
RM Beate Schirrmeister-Heinen
RM Andreas Schuflitz
RM René Steiner
RM Silvia Stolzenberger
RM Jürgen Vieten
RM Ramona Willms-Recker
RM Niklas Klasen (DIE LINKE)

08. Personalausschuss Die Verhinderungsvertretung der Ausschussmitglieder der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erfolgt zukünftig in fol-
gender alphabetischer Reihenfolge:
RM Hans Josef Dederichs
RM Andreas Grunert
RM Petra Kanters
RM Britta Kox
RM Inga Menzel
RM Dignanllely Meurer
RM Beate Schirrmeister-Heinen
RM Johannes Schroer
RM Andreas Schuflitz
RM René Steiner
RM Ramona Willms-Recker
RM Niklas Klasen (DIE LINKE)

09. Rechnungsprüfungsausschuss Die Verhinderungsvertretung der Ausschussmitglieder der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erfolgt zukünftig in fol-
gender alphabetischer Reihenfolge:
RM Hans Josef Dederichs
RM Andreas Grunert
RM Christel Honold-Ziegahn
RM Petra Kanters
RM Britta Kox
RM Inga Menzel
RM Dignanllely Meurer
RM Beate Schirrmeister-Heinen
RM Johannes Schroer
RM Andreas Schuflitz
RM Jürgen Vieten
RM Ramona Willms-Recker
RM Niklas Klasen (DIE LINKE)

10. Ausschuss für Generationen und 
Soziales

Ratsmitglied Ramona Willms-Recker wird an die Stelle 
des bisherigen Ausschussmitgliedes, Ratsmitglied Lena 
Lenz, bestellt.

Die Verhinderungsvertretung bleibt unberührt.
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Stv. Ausschussmitglied, SkB Stefan Bethke, wird an die 
Stelle des Ausschussmitgliedes, SkB Ramona Willms-Re-
cker (jetzt Ratsmitglied), bestellt.

Die Verhinderungsvertretung bleibt unberührt.
11. Wahlprüfungsausschuss Eine Änderung der Verhinderungsvertretung für die 

Wahlperiode 2020 bis 2025 entfällt.
12. Bezirksausschuss Erkelenz-Mitte Die Verhinderungsvertretung der Ratsmitglieder der Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen erfolgt zukünftig in folgender 
Reihenfolge:
RM Dignanllely Meurer
RM Andreas Schuflitz
RM Beate Schirrmeister-Heinen
RM Johannes Schroer
RM Hans Josef Dederichs
RM Ramona Willms-Recker

13. Bezirksausschuss Granterath/ 
Hetzerath

Ratsmitglied Thomas Eickels wird an die Stelle des bishe-
rigen Ausschussmitgliedes, Ratsmitglied Walter von der 
Forst, bestellt. 

Ratsmitglied Walter von der Forst wird als Verhinde-
rungsvertretung bestellt.

SkB René Meurer wird an die Stelle des Ausschussmit-
gliedes, SkB Heinrich Haupts, bestellt.

Die Verhinderungsvertretung der SKB der CDU-Fraktion 
erfolgt zukünftig in folgender Reihenfolge:
SkB Heinrich Haupts
SkB Christian Schmitz
SkB Georg Kettl
SkB Willi Schmalen

Die Verhinderungsvertretung des Ausschussmitgliedes, 
Ratsmitglied Dignanllely Meurer, erfolgt zukünftig in fol-
gender Reihenfolge:
RM Johannes Schroer
RM Hans Josef Dederichs
RM Christel Honold-Ziegahn
RM Jürgen Vieten
RM Renè Steiner 
RM Ramona Willms-Recker

Die Verhinderungsvertretung der SkB der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen erfolgt zukünftig durch SkB Gerhard 
Schmalen.

14. Bezirksausschuss Lövenich Die Verhinderungsvertretung des Ausschussmitgliedes, 
Ratsmitglied Christel Honold-Ziegahn, erfolgt zukünftig in 
folgender Reihenfolge:
RM Jürgen Vieten
RM Inga Menzel
RM Ramona Willms-Recker
RM Hans Josef Dederichs
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RM Johannes Schroer
RM Petra Kanters

15. Bezirksausschuss Kückhoven Ratsmitglied Ramona Willms-Recker wird an die Stelle 
des bisherigen Ausschussmitgliedes, Ratsmitglied Jürgen 
Vieten, bestellt.

Die Verhinderungsvertretung des Ratsmitgliedes der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erfolgt zukünftig in fol-
gender Reihenfolge:
RM Jürgen Vieten
RM Christel Honold-Ziegahn
RM Hans Josef Dederichs
RM Beate Schirrmeister-Heinen
RM Petra Kanters
RM Andreas Schuflitz

Stv. Ausschussmitglied, SkB Annette Sielschott, wird als 
Ausschussmitglied bestellt. 

16. Bezirksausschuss Keyenberg/ 
Venrath/Borschemich

Die Verhinderungsvertretung des Ratsmitgliedes der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erfolgt zukünftig in fol-
gender Reihenfolge:
RM Britta Kox
RM Ramona Willms-Recker
RM Petra Kanters
RM Andreas Schuflitz
RM Beate Schirrmeister-Heinen
RM Johannes Schroer

17. Bezirksausschuss Holzweiler/
Immerath

Die Verhinderungsvertretung des Ratsmitgliedes der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erfolgt zukünftig in fol-
gender Reihenfolge:
RM Britta Kox
RM Jürgen Vieten
RM Ramona Willms-Recker
RM Christel Honold-Ziegahn
RM Beate Schirrmeister-Heinen
RM Niklas Klasen (DIE LINKE)

18. Kindergartenrat Adolf-Kolping-Hof Ratsmitglied Ramona Willms-Recker wird an die Stelle 
des bisherigen stv. Mitgliedes 03, Ratsmitglied Johannes 
Schroer, bestellt.

19. Kindergartenrat Westpromenade Ratsmitglied Ramona Willms-Recker wird an die Stelle 
des bisherigen stv. Mitgliedes 04, Ratsmitglied Johannes 
Schroer, bestellt.

20. Kindergartenrat Kamp-Lintforter-
Straße (inklusive Bauxhof)

Ratsmitglied Ramona Willms-Recker wird an die Stelle 
des bisherigen stv. Mitgliedes 02, Ratsmitglied Lena Lenz, 
bestellt.

21. Kindergartenrat Schulring Ratsmitglied Ramona Willms-Recker wird an die Stelle 
des bisherigen stv. Mitgliedes 04, Ratsmitglied Lena Lenz, 
bestellt.

22. Gesellschafterversammlung der Kul-
tur GmbH der Stadt Erkelenz

Ratsmitglied Britta Kox wird an die Stelle des bisherigen 
Mitgliedes, Ratsmitglied Lena Lenz, bestellt.“

Finanzielle Auswirkungen:
Keine.



Beschlussvorlage

Federführend:
Hauptamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 10/273/2023
öffentlich

02.03.2023
Amt 10 Marcell Breuer

Heimat-Preis Erkelenz 2023 - 2027
Beratungsfolge:
Datum Gremium

23.03.2023 Haupt- und Finanzausschuss
29.03.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Die Stadt Erkelenz verleiht seit dem Jahr 2019 den Heimatpreis Erkelenz. Damit in den Jahren 
2023-2027 erneut ein Heimatpreis mit Landesfördermitteln verliehen werden kann, bedarf es nach 
der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Umsetzung des Förderprogramms „Hei-
mat-Preis“ vom 31.01.2023 eines Ratsbeschlusses, dass die Gemeinde den „Heimat-Preis“ verlei-
hen möchte. Es ist auch ein Vorratsbeschluss für die gesamte Förderperiode 2023-2027 möglich. 
Der Ratsbeschluss hat darüber hinaus die Preiskriterien festzulegen. 

Das Förderprogramm „Heimat-Preis“ ermöglicht dabei eine Auslobung in den Jahren 2023 bis 2027 
in der Weise, dass das Land NRW im Rahmen einer Zuweisung das Preisgeld in Höhe von 5.000 EUR 
fördert. Die Fördersumme ist ausschließlich für Preisgelder einsetzbar; Kosten für die Organisation 
oder Veranstaltungen im Zusammenhang mit der Preisvergabe sind nicht förderfähig, müssen also 
aus städtischen Mitteln aufgebracht werden. Der „Heimat-Preis“ kann als ein einzelner Preis oder 
in bis zu drei Preiskategorien oder -abstufungen durch die Gemeinde verliehen werden. 

Aus Sicht der Verwaltung ist festzustellen, dass sich das bisher praktizierte Verfahrens bewährt hat, 
sodass eine Änderung nicht vorgenommen werden sollte. 

Zuständig für die Beschlussfassung ist der Rat der Stadt Erkelenz.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an den Rat):
„1. Vorbehaltlich der Gewährung einer Zuwendung aus dem Förderprogramm „Heimat-Preis“ 
durch das Land Nordrhein-Westfalen lobt die Stadt Erkelenz für die Jahre 2023-2027 einen „Hei-
mat-Preis Erkelenz“ aus.
 2.  Es werden folgende Preiskriterien festgelegt:

 Gewürdigt wird mit dem Heimat-Preis der Stadt Erkelenz das allein bürgerschaftlich 
organisierte Engagement für die Heimat, welches eine möglichst breite Beteiligung der 
Bürgerschaft mobilisieren konnte und im Stadtgebiet Erkelenz stattfindet oder einen 
Bezug zum Stadtgebiet hat

 Preiswürdig ist bereits begonnenes oder abgeschlossenes Engagement für die Heimat
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 Der Heimat-Preis der Stadt Erkelenz wird in drei Abstufungen ausgelobt (1. Preis: 2.500 
EUR, 2. Preis: 1.500 EUR, 3. Preis: 1.000 EUR)

 Vorschläge für die Verleihung der Preise sind aus der Bürgerschaft einzureichen
 Die Auswahl der Preisträger erfolgt durch eine Jury, welche sich aus dem Verwaltungs-

vorstand und je einem Mitglied jeder Ratsfraktion zusammensetzt.“

Finanzielle Auswirkungen:
Keine.



Beschlussvorlage

Federführend:
Rechts- und Ordnungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 30/259/2023
öffentlich

06.03.2023
Amt 30 Anja Minkenberg

Antrag der Fraktion Bürgerpartei im Rat der Stadt Erkelenz vom 04.02.2023:

Freigabe zur Nutzung des Parkplatzes am Markt während des Wochenmarktes 
am Freitag sowie Änderung der Aufstellung des Wochenmarktes
Beratungsfolge:
Datum Gremium

23.03.2023 Haupt- und Finanzausschuss
29.03.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Mit Antrag vom 04.02.2023 beantragt die Fraktion der Bürgerpartei im Rat der Stadt Erkelenz Fol-
gendes:

„In Anbetracht der derzeitigen Parkplatzreduzierung in der Innenstadt, beantragen wir, zumindest 
am Freitagsmarkt die Marktstände so wie früher zu platzieren, sodass eine hundertprozentige Be-
parkung des Parkplatzes vor dem Alten Rathaus möglich ist.“

Begründet wird der Antrag wie folgt:
„Durch die Sperrung des Parkdecks Ostpromenade fehlt Parkraum in der Innenstadt. Der ist auch 
nicht mit der Erweiterung des Parkplatzes an der Burg gedeckt. Gerade am Markttag, der zahlrei-
che Bürger auch von außerhalb anlockt, ist ein ortsnaher Parkplatz zwecks Transport der Einkäufe 
erforderlich! Wir beantragen daher, den Parkplatz am Alten Rathaus, zumindest für den Freitags-
markt, wieder freizugeben.“

Die Verwaltung führt hierzu aus:
Mit Blick auf die ab Ende März beginnenden Arbeiten der Versorgungsunternehmen im Bereich 
Brückstraße, Markt und Aachener Straße, wird es ohnehin zu Einschränkungen im Bereich der 
Fußgängerzone kommen. Bedingt dadurch wird der Markt in absehbarer Zeit nicht mehr im Be-
reich der Fußgängerzone stattfinden können.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an den Rat):
„...“

Finanzielle Auswirkungen:
Keine.
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Anlage:
Antrag der Fraktion Bürgerpartei im Rat der Stadt Erkelenz





Beschlussvorlage

Federführend:
Erster Beigeordneter

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

/026/2023
öffentlich

08.03.2023
Dez. II Erster Beigeordneter Dr. 
Hans-Heiner Gotzen

Antrag der FDP-Fraktion im Rat der Stadt Erkelenz vom 04.03.2023:

1. Begrenzung des Parkplatzes an der Burg (Burgparkplatz / Dr.-Josef-Hahn-
Platz) auf eine maximale Parkdauer von 2 Stunden

2. Kostenfreies Parken auf dem angemieteten Parkplatz an der Kölner Straße 
(Alfred-Wirth-Straße) für Langzeitparker ohne zeitliche Begrenzung
Beratungsfolge:
Datum Gremium

23.03.2023 Haupt- und Finanzausschuss
29.03.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Mit Antrag vom 04.03.2023 beantragt die FDP-Fraktion im Rat der Stadt Erkelenz, der Rat möge in 
seiner nächsten Sitzungsrunde beschließen:

1. Bis zur Neueröffnung des Parkhauses an der Ostpromenade werden ab sofort alle Park-
plätze auf dem Parkplatz an der Burg (Burgparkplatz/Dr. Josef-Hahn-Platz) auf eine maxi-
male Parkdauer von 2 Std. begrenzt.

2. Der angemietete Parkplatz an der Kölner Straße 70 (Alfred-Wirth-Parkplatz) wird für diesen 
Zeitraum – soweit verfügbar – den Langzeitparkern ohne zeitliche Begrenzung der Parkzeit 
kostenfrei zur Verfügung gestellt. 

Zur Begründung verweist die antragstellende Fraktion auf die sich durch den Abriss des Parkhau-
ses an der Ostpromenade veränderte Situation des ruhenden Verkehrs in der Innenstadt, die für 
Kurzzeitparker eine Ausdehnung des vorhandenen Angebots an Parkplatzflächen erforderlich ma-
che. Hinsichtlich der ausführlichen Begründung wird auf den in der Anlage beigefügten Antrag der 
FDP-Fraktion verwiesen.

Die differenzierten Bewirtschaftungsregelungen der Parkplatzflächen in der Erkelenzer Innenstadt 
folgen den unterschiedlichen Bedürfnissen von Autofahrern, die die Innenstadt aufzusuchen. Da-
her existieren nach dem Verkehrskonzept der Stadt Erkelenz Parkplatzflächen, die ohne zeitliche 
Begrenzung der Parkdauer genutzt werden, und Flächen, die mit einer zeitlichen Begrenzung ver-
sehen sind. Gerade der Dr.-Josef-Hahn-Parkplatz dient vornehmlich den Interessen von Langzeit-
nutzern, da sich in der Innenstadt neben dem Einzelhandel und der Gastronomie u.a. auch sehr 
viele Arbeitsplätze aus unterschiedlichen Bereichen befinden (Verwaltung und Dienstleistung, 
Schulen, Versicherungen etc.). Da diese Arbeitsplätze im Innenstadtbereich gerade auch mit Blick 
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auf die Stärkung des Einzelhandels und der Gastronomie ausdrücklich gewünscht sind und aus un-
terschiedlichen Gründen ein hoher Anteil dieser Beschäftigten mit dem Pkw anreist, wird der hier-
durch entstehende Parkplatzbedarf durch unbefristet nutzbare Parkplatzflächen gedeckt. Nach 
Vorstellung der FDP-Fraktion soll dieser unstreitig notwendige Bedarf nunmehr nicht mehr durch 
die Parkplatzfläche Dr-Josef-Hahn-Platz gedeckt werden. Es soll vielmehr der von der Stadt Erke-
lenz an der Kölner Straße 70 angemietete Parkplatz den Langzeitparkern kostenfrei zur Verfügung 
gestellt werden. Aus Sicht der Verwaltung wird bezweifelt, dass diese Parkplatzfläche eine Akzep-
tanz bei den Autofahrern erfährt, die Ziele im Bereich der nördlichen Innenstadt aufsuchen und 
dort auf zeitlich nicht beschränkte Parkplatzflächen angewiesen sind. Mit der von der FDP-Fraktion 
vorgeschlagenen Verfahrensweise würde daher einseitig den Nutzern der Innenstadt Rechnung 
getragen, die mit dem Pkw nur für eine begrenzte Zeit die Innenstadt aufsuchen, ohne zugleich ein 
akzeptables Angebot für die Besucher der Innenstadt vorzuhalten, die sich deutlich länger in der 
Innenstadt aufhalten. U.a. bereits aus diesem Grund sollte daher aus Sicht der Verwaltung der An-
trag der FDP-Fraktion abgelehnt werden.

Auf der anderen Seite hat sich die Parkplatzsituation durch den Abriss des Parkhauses an der Ost-
promenade unzweifelhaft verschärft. Auch aus Sicht der Verwaltung reichen die im Bereich des Dr-
Josef-Hahn-Parkplatzes zusätzlich im Bereich der Burg geschaffenen Parkplatzflächen mit zeitli-
cher Beschränkung noch nicht aus, die weggefallenen Parkplatzflächen zu kompensieren. Die Ver-
waltung hat daher mit der Eigentümerin des noch unbebauten Grundstücks gegenüber der Burg-
straße 8 und 10 gesprochen und hier eine Zustimmung erhalten, die Freifläche bis zur Fertigstel-
lung des Mobilitätshubs Ostpromenade als Parkplatzfläche nutzen zu können. Eine erste grobe 
Prüfung ergab, dass dort mit einem Kostenaufwand von rund 5.000 Euro 19 Parkplätze geschaffen 
werden könnten (s. Anlage Auszug aus der Liegenschaftskarte). Diese zusätzlich zu schaffenden 
Parkplatzflächen sollten aus Sicht der Verwaltung mittels Parkscheibe zeitlich bewirtschaftet wer-
den und eine maximale Parkdauer von 2 Stunden vorsehen. Durch das zusätzliche Angebot würde 
den Interessen der Autofahrer, die nur für ein kurzfristiges Anliegen die Innenstadt aufsuchen, 
Rechnung getragen, ohne die Interessen der Autofahrer, die auf einen längerfristigen Aufenthalt in 
der Innenstadt ausgerichtet sind, zu vernachlässigen. Die Verwaltung schlägt daher vor, diese Lö-
sung statt der von der FDP-Fraktion vorgeschlagenen Lösung zu verfolgen.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an den Rat):
„…“

Finanzielle Auswirkungen:
Durch die Schaffung von Parkplatzflächen im Bereich der Burgstraße entstehen Kosten von rund 
5.000 Euro.

Anlagen:
Antrag der FDP-Fraktion im Rat der Stadt Erkelenz vom 04.03.2023
Auszug aus der Liegenschaftskarte mit Darstellung möglicher Parkplatzflächen im Bereich Burg-
straße 









Beschlussvorlage

Federführend:
Rechts- und Ordnungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 30/261/2023
öffentlich

06.03.2023
Amt 30 Christiane Englert

Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung gemäß § 6 Ladenöffnungsge-
setz - LÖG NRW über die Zulassung eines verkaufsoffenen Sonntages in Zu-
sammenhang mit der Veranstaltung Bike’n’Barbecue am 07.05.2023
Beratungsfolge:
Datum Gremium

23.03.2023 Haupt- und Finanzausschuss
29.03.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Der Gewerbering Erkelenz e. V. beantragt mit E-Mail vom 02.01.2023 für das Jahr 2023 die Festset-
zung von vier verkaufsoffenen Sonntagen im Zusammenhang mit der Durchführung der folgenden 
Veranstaltungen:

07.05.2023 Bike ´n´Barbecue  
24.09.2023 19. Kulinarischer Treff sowie Herbstmodenschauen und Erkelenzer

Automobilausstellung 
22.10.2023 15. Französischer Markt und Ententreff 
03.12.2022 Erkelenzer Adventsdorf, „Wir warten auf den Nikolaus“ und Mittelalterliche Burg-

Weihnacht
 
Aufgrund des im weiteren Verlauf dargestellten erheblichen Begründungsbedarfs gegenüber Ver.di 
ist gemeinsam mit dem Gewerbering beschlossen worden, zunächst nur für die erste der vier ge-
nannten Veranstaltungen (Bike ´n´Barbecue am 07.05.2023) eine ordnungsbehördliche Verord-
nung über die Zulassung eines verkaufsoffenen Sonntages zu erlassen. Die Begründungen zu den 
übrigen Veranstaltungen werden durch den Gewerbering überarbeitet und in einer späteren Sit-
zung zur Entscheidung vorgelegt.

Der Gewerbering beantragt zuzulassen, dass Verkaufsstellen am 07.05.2023 im Bereich der Kern-
stadt von 13 bis 18 Uhr geöffnet haben.

Gemäß § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz NRW - 
LÖG NRW) dürfen an jährlich höchstens acht, nicht unmittelbar aufeinanderfolgenden Sonn- oder 
Feiertagen Verkaufsstellen im öffentlichen Interesse ab 13 Uhr bis zur Dauer von fünf Stunden ge-
öffnet sein.
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Ein öffentliches Interesse liegt insbesondere vor, wenn die Öffnung
1. im Zusammenhang mit örtlichen Festen, Märkten, Messen oder ähnlichen Veranstaltungen er-
folgt,
2. dem Erhalt, der Stärkung oder der Entwicklung eines vielfältigen stationären Einzelhandelsan-
gebotes dient,
3. dem Erhalt, der Stärkung oder der Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche dient,
4. der Belebung der Innenstädte, Ortskerne, Stadt- oder Ortsteilzentren dient oder
5. die überörtliche Sichtbarkeit der jeweiligen Kommune als attraktiver und lebenswerter Standort 
insbesondere für den Tourismus und die Freizeitgestaltung, als Wohn- und Gewerbestandort sowie 
Standort von kulturellen und sportlichen Einrichtungen steigert.

Das Vorliegen eines Zusammenhangs im Sinne des Satzes 2 Nummer 1 wird vermutet, wenn die 
Ladenöffnung in räumlicher Nähe zur örtlichen Veranstaltung sowie am selben Tag erfolgt. Bei 
Werbemaßnahmen des Veranstalters müssen die jeweiligen Veranstaltungen gemäß Satz 2 Nr. 1 
für die Öffnung der Verkaufsstellen im Vordergrund stehen.

Nach § 6 Abs. 4 LÖG NRW wird die zuständige örtliche Ordnungsbehörde ermächtigt, diese Tage 
nach Absatz 1 durch Verordnungen freizugeben. Die Freigabe kann sich auf bestimmte Bezirke, 
Ortsteile und Handelszweige beschränken. Innerhalb einer Gemeinde dürfen nach Absatz 1 insge-
samt nicht mehr als 16 Sonn- und Feiertage je Kalenderjahr freigegeben werden. Erfolgt eine Frei-
gabe nach Absatz 1 für das gesamte Gemeindegebiet, darf dabei nur ein Adventssonntag freigege-
ben werden. Erfolgt die Freigabe nach Absatz 1 beschränkt auf bestimmte Bezirke, Ortsteile und 
Handelszweige, darf nur ein Adventssonntag je Bezirk, Ortsteil und Handelszweig freigegeben 
werden, insgesamt dürfen jedoch nicht mehr als zwei Adventssonntage je Gemeinde freigegeben 
werden. Bei der Festsetzung der Öffnungszeiten ist auf die Zeit des Hauptgottesdienstes Rücksicht 
zu nehmen. 

Gemäß § 6 Abs. 4 LÖG NRW sind von der Freigabe der Tage nach Absatz 1 und 4 ausgenommen:
1. die stillen Feiertage im Sinne des Feiertagsgesetzes NW,
2. Ostersonntag,
3. Pfingstsonntag,
4. der 1. und 2. Weihnachtstag und
5. der 1. Mai, der 3. Oktober und der 24. Dezember, wenn dieser Tag auf einen Sonntag fällt.

Mit der Neufassung des Ladenöffnungsgesetzes (Gesetz vom 22.03.2018, GVBl. S. 172) wurde der 
Anlassbezug abgeschafft und als Voraussetzung für die Festlegung von verkaufsoffenen Sonn- und 
Feiertagen durch kommunale ordnungsbehördliche Verordnungen das Vorliegen eines öffentli-
chen Interesses für die Ladenöffnung festgeschrieben.

Das LÖG NRW beschreibt jetzt - nicht abschließend - fünf Sachgründe für ein öffentliches Interesse. 
Danach genügt es insbesondere nach Ziffer 1, wenn die Öffnung im Zusammenhang mit einer örtli-
chen Veranstaltung erfolgt. Neu ins Gesetz aufgenommen wurde eine Regelvermutung, nach der 
von einem Zusammenhang mit einer örtlichen Veranstaltung auszugehen ist, wenn die Ladenöff-
nung in räumlicher Nähe zur örtlichen Veranstaltung sowie am selben Tag erfolgt. Kommunen 
müssen bei der Zugrundelegung von örtlichen Veranstaltungen keine vergleichende Besucherpro-
gnose mehr vorlegen. 

In Fortführung der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes zum Anlassbezug setzt der 
zentrale Sachgrund des Zusammenhangs mit einer örtlichen Veranstaltung weiterhin voraus, dass 
die Veranstaltung im Vordergrund steht, und die Ladenöffnung bloßes Anhängsel der Veranstal-
tung ist. Charakter, Größe, Zuschnitt und Ausstrahlungswirkung der Veranstaltung sind von grund-
legender Bedeutung. Gemeint sind Veranstaltungen, die einen beträchtlichen Besucherstrom an-
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ziehen und der Besucherstrom also nicht erst durch die Ladenöffnung ausgelöst wird. Liegt eine 
solche Veranstaltung vor, ist eine Ladenöffnung unmittelbar angrenzend an die Veranstaltung 
grundsätzlich unstreitig. 

Durch den Antragsteller wurden detaillierte Beschreibungen der oben genannten vier Veranstal-
tungen vorgelegt, die sowohl die Bedeutung der jeweiligen Veranstaltung, die räumliche Ausdeh-
nung als auch die zu erwartenden Besucherströme der Veranstaltung, bereinigt um Besucher, die 
lediglich einkaufen, darlegen. Die geplanten Ladenöffnungen im Kernstadtbereich grenzen räum-
lich an die jeweiligen Veranstaltungen an, da die Veranstaltungsflächen gerade auch den Innen-
stadtbereich umfassen. Die Prognose der voraussichtlichen Besucher ergibt eine hohe, die Ein-
kaufsbesucher weit übersteigende Veranstaltungsbesucherzahl. 

Die Erfahrung aus den vergangenen Jahren hat gezeigt, dass jede einzelne, inzwischen bereits tra-
ditionell stattfindende Veranstaltung überregional bekannt und beliebt ist und auch ohne das 
Beiwerk geöffneter Verkaufsstellen weiterhin bestehen kann. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass 
die am 07.05.2023 geplante Veranstaltung „Bike´n´ Barbecue“ als Erweiterung zum Fahrradfrüh-
ling inzwischen eine gut eingeführte und sehr beliebte Veranstaltung ist. 

Aus den dargelegten Gründen erscheint die beantragte Ladenöffnung als bloßer Annex zu den Ver-
anstaltungen, die prägend im Vordergrund stehen. 

Es ist ermessenfehlerfrei, die parallele Öffnung der Verkaufsstellen für fünf Stunden im direkten, im 
beigefügten Verordnungsentwurf genauer beschriebenen Umfeld der Veranstaltungen als zulässi-
ge Maßnahme zuzulassen, damit weitergehende Bedürfnisse der Veranstaltungsbesucher gedeckt 
werden können.

Trotz Ausnahmegenehmigung haben die an den verkaufsoffenen Sonntagen teilnehmenden Ver-
kaufsstelleninhaber nachhaltig darauf zu achten, dass sie dem Arbeitsschutz ihrer Arbeitnehmer 
nach den Vorgaben des Arbeitszeitgesetzes genügen.

Nach § 6 Abs. 7 LÖG NRW sind vor Erlass der Rechtsverordnung zur Freigabe der Tage nach Absatz 
1 die zuständigen Gewerkschaften, Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbände und Kirchen, die jeweili-
ge Industrie- und Handelskammer und die Handwerkskammer anzuhören. Mit Schreiben vom 
10.01.2023, versendet per E-Mail am selben Tag, hat die Verwaltung diese gebeten, sich bis zum 
25.01.2023 zu den vorgesehenen verkaufsoffenen Sonntagen zu äußern. Die Anhörung bezog sich 
auf alle vier Veranstaltungen.

Die IHK teilt in ihrer Antwortmail vom 11.01.2023 mit, dass, sofern die Öffnung der betroffenen 
Verkaufsstellen unter Beachtung der maßgeblichen Anforderungen an Hygiene- und Abstandsre-
geln rechtlich zum Zeitpunkt der Verkaufsöffnungen zulässig sein sollte, keine durchgreifenden 
Bedenken gegen das Offenhalten von Verkaufsstellen an den vier genannten Sonntagen in 2023 
bestehen. Die IHK weist darauf hin, dass sie im Hinblick auf die rechtliche Zulässigkeit der Verord-
nung eine abschließende Beurteilung dieser geplanten verkaufsoffenen Sonntage nicht vorneh-
men könne. 

Das Bischöfliche Generalvikariat Aachen führt in seinem Antwortschreiben vom 12.01.2023 aus, 
dass sich die Festlegung der vier verkaufsoffenen Sonntage zwar im Rahmen der nach § 6 LÖG 
NRW möglichen verkaufsoffenen Sonntage bewege, aber auch aus Gründen der Kongruenz mit den 
Stellungnahmen zu Anträgen anderer Städte im Bereich des Bistums Aachen könne sich das Gene-
ralvikariat nur mit bis zu zwei verkaufsoffenen Sonntagen einverstanden erklären. Dieses Einver-
ständnis beziehe sich ausdrücklich nicht auf die Adventssonntage, denn der Advent und insbeson-
dere die Adventssonntage dienten der stillen, aber nicht der kommerziell geprägten Vorbereitung 
auf Weihnachten.
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Die Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft (Ver.di) hat mit Schreiben vom 25.01.2023 zu den ge-
planten vier verkaufsoffenen Sonntagen Stellung genommen und verweist besonders auf ein Urteil 
des Bundesverfassungsgerichtes vom 01.12.2009, wonach der Landesgesetzgeber verfassungs-
rechtlich zum Schutz der Sonn- und Feiertagsruhe verpflichtet sei. Dabei müsse er beachten, dass 
die Erwerbsarbeit in der Regel an Sonn- und Feiertagen ruhen muss. Weiterhin werde vom Bun-
desverfassungs- und vom Oberverwaltungsgericht NRW angegeben, dass die anlassgebende Ver-
anstaltung im Vordergrund stehen muss und die Gemeinde dies zu belegen und, vor allem durch 
plausible Abschätzung der jeweiligen Besucherzahlen, nachzuweisen hat. Eine Öffnung sei mithin 
nur dann zulässig, wenn eine Veranstaltung ohnehin stattfindet und selbst einen erheblichen Be-
sucherstrom auslöst und nicht umgekehrt die Ladenöffnung dem Hauptgrund für den Besucher-
strom darstellt. Die Ladenöffnungen dürften lediglich „begleitenden“ Charakter zur Hauptveran-
staltung haben. Eine Ausnahme vom Sonn- und Feiertagsschutz sei nur zulässig, wenn es hierfür 
einen rechtfertigenden Sachgrund gibt und die Ausnahmen für die Öffentlichkeit weiterhin klar 
erkennbar blieben.
Die vorgelegten Begründungen waren aus Sicht von Ver.di nicht ausreichend.

Aufgrund der Stellungnahme von Ver.di wurde durch den Gewerbering beschlossen, die vorgeleg-
ten Begründungen nochmals detaillierter auszuarbeiten, um die Bedenken von Ver.di  auszuräu-
men. Da dies zeitlich nicht für alle Veranstaltungen durchführbar ist, wird die Begründung zu-
nächst nur für die Veranstaltung „Bike ´n´Barbecue“ am 07.05.2023 ergänzt.

Am 13.02.2023 wurde die überarbeitete Begründung per E-Mail erneut an Ver.di weitergeleitet. Per 
E-Mail vom 22.02.2023 teilt Ver.di mit, dass die erforderliche vergleichende Besucherprognose un-
zureichend sei. In der Begründung werde angeführt, dass die Passantenfrequenz an verkaufsoffe-
nen Sonntagen deutlich größer sei als an einem normalen Samstag. Daraus könne aber nicht abge-
leitet werden, dass die jeweiligen Veranstaltungen für sich genommen – also ohne die Ladenöff-
nung – ein größeres Interesse finden als die Ladenöffnung. Da es an einer solchen Prognose fehle, 
könne die Verordnung nicht beschlossen werden.

Die Besucherprognose wurde am 01.03.2023 vorgelegt. Ver.di hat darauf abschließend geantwor-
tet, dass es der Stadt obliege zu prüfen, ob die Besucherprognose realistisch sei und ob sich der 
Bereich der Geschäfte, die sich an der Sonntagsöffnung beteiligen, eng auf den Bereich der Kern-
stadt bezieht.

Diese Überprüfung ist jedoch bereits vor Einreichung bei Ver.di erfolgt, so dass die Bedenken von 
Ver.di ausgeräumt werden konnten.

Die von anderen Trägern vorgebrachten Einwände beinhalten keine zusätzlichen neuen Argumen-
te, die gegen eine Zulassung der beantragten verkaufsoffenen Sonntage sprechen. Den Bedenken 
des Bischöflichen Generalvikariat kann entgegengestellt werden, dass bei jeder Veranstaltung 
beachtet wird, dass die Durchführung der Gottesdienste nicht beeinträchtigt wird.

Weitere Stellungnahmen liegen nicht vor.

Die Verwaltung schlägt vor, dem geänderten Antrag des Gewerberings Erkelenz e.V. vom 
02.01.2023 zu entsprechen und eine ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen antragsgemäß an dem 07.05.2023 in der Form zu erlassen, wie sie als Entwurf der 
Beschlussvorlage beigefügt ist.

Gemäß § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f GO NRW ist der Rat für den Erlass einer ordnungsbehördli-
chen Verordnung zuständig.
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Beschlussentwurf (als Empfehlung an den Rat):
„Die dem Original der Niederschrift im Entwurf als Anlage beigefügte ordnungsbehördliche Ver-
ordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen am 07.05.2023 wird erlassen.“

Finanzielle Auswirkungen:
Keine.

Anlagen:
Antrag Gewerbering mit Veranstaltungsbeschreibungen
Stellungnahmen
Entwurf der ordnungsbehördlichen Verordnung































                    Anlage 3 zur Sitzung des HaFi 23.03.2023 TOP A __  / RAT 29.03.2023 TOP A __ 

 

E N T W U R F 

 
 

Verordnung 

über das Offenhalten von Verkaufsstellen vom _________* 

 
 

Aufgrund des § 6 Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz 

– LÖG NRW) vom 16.11.2006 (GV NRW, S. 516) in Verbindung mit § 1 der Verordnung zur Regelung 
von Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Arbeits- und technischen Gefahrenschutzes (ZustVO ArbtG) 

vom 27.11.2012 (GV NRW, S. 622) in den jeweils geltenden Fassungen hat der Rat der Stadt Erkelenz 
in seiner Sitzung am 29.03.2023 für die Stadt Erkelenz folgende Verordnung erlassen: 

 
 

§ 1 

Termin 
 

Im Rahmen der Durchführung der städtischen Veranstaltung „Bike ´n´ Barbecue“ durch den 
Gewerbering Erkelenz e.V. dürfen Verkaufsstellen in der Kernstadt am Sonntag, dem 07.05.2023, in 

der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr für den geschäftlichen Verkehr mit Kunden geöffnet sein. 
 

 
 

§ 2 

Begriff der Kernstadt 
 

„Kernstadt“ im Sinne dieser Verordnung ist der von den Straßen Nordpromenade, Ostpromenade, 

Südpromenade und Westpromenade umschlossene Bereich einschließlich der Kölner Straße bis 

zum Bahnhof. Die an den eingrenzenden Straßen anliegenden Verkaufsstellen werden von der 

Kernstadt miterfasst. 
 

 

 
§ 3 

Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig nach dieser Verordnung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig über die 

räumlichen oder zeitlichen Regelungen des § 1 hinaus Verkaufsstellen offen hält. 
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) mit einer Geldbuße bis zu 5.000,00 

€ geahndet werden. 

 
 

§ 4 

In- / Außer - Kraft - Treten 
 

Diese Verordnung tritt am 07.05.2023 in Kraft und am 08.05.2023 außer Kraft. 

 
* Datum der Bekanntmachungsanordnung des Bürgermeisters 



Beschlussvorlage

Federführend:
Rechts- und Ordnungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 30/262/2023
öffentlich

03.03.2023
Amt 30 Melanie Leistner

Teilweise Befreiung der Gastronomie und der sonstigen Gewerbetreibenden 
von der Erhebung der Sondernutzungsgebühren für die Jahre 2023 und 2024
Beratungsfolge:
Datum Gremium

23.03.2023 Haupt- und Finanzausschuss
29.03.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
In diesem und in dem kommenden Jahr stehen umfangreiche bauliche Maßnahmen im Innen-
stadtbereich der Stadt Erkelenz an. In diesem Zusammenhang beabsichtigt die Verwaltung, ansäs-
sige Gastronomen und Gewerbetreibende finanziell zu entlasten, in dem sie von der Möglichkeit 
der Heranziehung zur Sondernutzungsgebühr für 2023 und teilweise für 2024 in begrenztem räum-
lichen Umfang absieht.

Im Rahmen der Sondernutzungssatzung der Stadt Erkelenz vom 31.01.2004 in der derzeit gültigen 
Fassung kann auf die Erhebung von Benutzungsgebühren ganz oder teilweise abgesehen werden, 
soweit dies aus Gründen der Billigkeit, insbesondere zur Vermeidung sozialer Härten geboten er-
scheint.

Die Durchführung der baulichen Maßnahmen sind nicht vom Sondernutzungsinhaber beauftragt, 
sondern von der Stadt Erkelenz. Der zeitlich begrenzte Wegfall der Möglichkeit für den Gastrono-
men oder den Einzelhändler, seine Speisen und Getränke oder sonstigen Waren auch vor dem La-
denlokal anzubieten, geht mit erheblichen Umsatzeinbußen einher. Da er den Grund des Wegfalls 
nicht selbst verschuldet (Baustelle), würde die Heranziehung zur Gebührenberechnung eine unbil-
lige Härte darstellen.

Die Verwaltung weist darauf hin, dass angesichts der Beschränkungen während der Corona-Pan-
demie die Gastronomie und auch den Einzelhandel in den vergangenen drei Jahren in nicht uner-
heblichem Umfang belastet waren und ein weiterer Verzicht auf die Sondernutzungsgebühren 
auch aus diesem Grunde sinnvoll erscheint.

Aufgrund der anstehenden umfangreichen Bauarbeiten im Bereich des Marktes für die Jahre 2023 
und 2024 und die noch nicht abgeschlossenen Bauarbeiten im Bereich des Franziskanerplatzes 
schlägt die Verwaltung daher Folgendes vor:
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1. Auf die Erhebung der Sondernutzungsgebühr wird für die Anlieger der Bereiche „Markt“ 
und „Brückstraße 1 – 11“ für die Gebührenjahre 2023 und 2024 verzichtet.

2. Auf die Erhebung der Sondernutzungsgebühr wird für die Anlieger der Bereiche „Franzis-
kanerplatz“ und „Aachener Straße 11 und 28 – 36“ für das Jahr 2023 verzichtet.

Beschlussentwurf (als Empfehlung für den Rat):
„1. Auf die Erhebung der Sondernutzungsgebühr wird für die Anlieger der Bereiche „Markt“ 
und „Brückstraße 1 – 11“ für die Gebührenjahre 2023 und 2024 verzichtet.

2. Auf die Erhebung der Sondernutzungsgebühr wird für die Anlieger der Bereiche „Franzis-
kanerplatz“ und „Aachener Straße 11 und 28 – 36“ für das Jahr 2023 verzichtet.“

Finanzielle Auswirkungen:
4.982,48 Euro Mindereinnahmen bei den Sondernutzungsgebühren.



Beschlussvorlage

Federführend:
Amt für Kommunalwirtschaft und Liegenschaf-
ten/Kämmerei

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 20/613/2023
öffentlich

28.02.2023
Amt 20 Kämmerer Norbert 
Schmitz

Jahresrechnung der Walter und Elfriede Meyer-Stiftung für das Jahr 2022
Beratungsfolge:
Datum Gremium

29.03.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Gemäß § 15 Abs. 3 der Satzung der Walter und Elfriede Meyer-Stiftung ist die Jahresrechnung der 
Stiftung dem Rat der Stadt Erkelenz unaufgefordert vorzulegen. Gemäß § 10 Abs. 3 d der Stiftungs-
satzung ist die jeweilige Jahresrechnung durch das Kuratorium der Stiftung zu prüfen. Das Kurato-
rium hat in seiner Sitzung am 27. Februar 2023 die Jahresrechnung festgestellt. Die Vermögens-
übersicht weist ein Vermögen per 31. Dezember 2022 von 1.742.032,18 € aus. Das Kuratorium hat in 
der gleichen Sitzung der Geschäftsführung der Walter und Elfriede Meyer-Stiftung vorbehaltlos 
Entlastung erteilt. Die Geschäftsführung hat die Jahresrechnung mit Schreiben vom 28. Februar 
2023 zugeleitet.

Hinsichtlich der in 2022 erfolgten Tätigkeiten der Walter und Elfriede Meyer-Stiftung wird auf den 
durch die Geschäftsführung der Stiftung erstellten Tätigkeitsbericht vom 30. Januar 2023 hinge-
wiesen, der der Vorlage als Anlage beigefügt ist. Der Rat der Stadt wird gebeten, von der Jahres-
rechnung der Walter und Elfriede Meyer-Stiftung Kenntnis zu nehmen.

Beschlussentwurf:
„Die vom Kuratorium der Walter und Elfriede Meyer-Stiftung in seiner Sitzung am 27. Februar 2023 
geprüfte, festgestellte und am 28. Februar 2023 zugeleitete Jahresrechnung 2022 wird vom Rat zur 
Kenntnis genommen. Die Vermögensübersicht zum 31.Dezember 2022 weist ein Vermögen von 
1.742.032,18 € aus. Eine Ausfertigung des Tätigkeitsberichtes ist dem Original dieser Niederschrift 
als Anlage beigefügt.“

Finanzielle Auswirkungen:
Keine.

Anlagen:
Jahresrechnung 2022
Tätigkeitsbericht der Walter und Elfriede Meyer-Stiftung für das Jahr 2022



Jahresrechnung der 
Walter und Elfriede Meyer - Stiftung 

für das Jahr 2022

Vermögenswerte It.
Oahresrechnung 2021

1.043.000,00 €

Vermögenswerte zum 
31. Dez, 2022

Wertpapiere u.ä. Forderungen 823.450,00 €

Forderung aus Krediten - Städtischer Abwasserbetrieb 
Forderung aus Krediten - Kultur GmbH 
Sonstige Forderungen 
Konten
Girokonto Nr. 433300 
Termingeldkonto 2400252520 
Tagesgeldkonto 1401931769

800.000,00 € 
240.000,00 € 

3.000,00 €

700.000. 00 €
120.000. 00 €

3.450,00 €
688.387,88 € 918.580,18 €

688.387,88 € 
0,00 € 
0,00 €

918.580,18 € 
0,00 € 
0,00 €

Sonst Vermögensgegenstände 2,00 € 2,00 €
Bild 1,00 € 

1,00 €
1,00 € 
1,00 €Einrichtungsgegenstände

Gesamtvermögen 1.731.389,88 € 1.742.032,18 €

Erläuterung: Bei den Einrichtungsgegenständen handelt es sich um die im Stiftungszimmer an der Westpromenade eingestellten Möbel aus dem ehemaligen 
Haushalt der Eheleute Meyer. Die Werte dieser Einrichtungsgegenstände und der des noch beim Kunsthaus am Museum in Köln zur Versteigerung eingelieferten 
Bildes sind geschätzt.

(Erkelenz, 30. Januar 2023

[\
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Walter und Elfriede Meyer-Stiftung

Tätigkeitsbericht

der Walter und Elfriede Meyer-Stiftung für das Jahr 2022

In 2022 haben zwei Sitzungen des Kuratoriums der Walter und Elfriede Meyer-Stiftung 
stattgefunden. Über diese Sitzungen wurden satzungsgemäß Niederschriften gefertigt.

Die von der Geschäftsführung erstellte Jahresrechnung für das Geschäftsjahr 2021 wurde 
durch das Kuratorium der Walter und Elfriede Meyer-Stiftung in seiner Sitzung am 14. Februar 
2022 festgestellt. Der Geschäftsführung wurde für das Geschäftsjahr 2021 einstimmig 
Entlastung erteilt. Die Jahresrechnung für das Jahr 2021 wurde dem Bürgermeister der Stadt 
Erkelenz am 23. Februar 2022 mit der Bitte zugeleitet, diese Jahresrechnung dem Rat der 
Stadt Erkelenz vorzulegen. Die Bezirksregierung Köln hat ebenfalls mit Schreiben vom 23. 
Februar 2022 eine Ausfertigung der Jahresrechnung 2021 erhalten.

Aus den Stiftungserträgen wurde satzungsgemäß im Jahre 2022 ein Betrag in Höhe von 
18.705,63 € für nachstehende Projekte bzw. Maßnahmen verwendet:

Förderung der Erziehung, Jugendarbeit durch Gewährung von 
Zuschüssen an Träger von Jugendheimen, an Sportvereine, 
Einzelpersonen u.a.
Fürsorge für Flüchtlinge_____________________________________

1.357,80 € 
17.347,83 €

18.705,63 €Gesamtsumme:

Erkelenz, 30. Januar 2023

lorbert Sornitz 
chriftfülnrer

ner GötzenDr.x^KufetoT



Beschlussvorlage

Federführend:
Amt für Kommunalwirtschaft und Liegenschaf-
ten/Kämmerei

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 20/611/2023
öffentlich

10.03.2023
Amt 20 Kämmerer Norbert 
Schmitz

Zustimmung zu erheblichen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen gemäß § 83 Abs. 2 GO NRW
Beratungsfolge:
Datum Gremium

23.03.2023 Haupt- und Finanzausschuss
29.03.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Zurzeit liegen keine zustimmungsbedürftigen Geschäftsvorfälle vor.



Beschlussvorlage

Federführend:
Amt für Kommunalwirtschaft und Liegenschaf-
ten/Kämmerei

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 20/612/2023
öffentlich

06.03.2023
Amt 20 Marc van der Werf

Kenntnisgabe der vom Kämmerer getroffenen Entscheidungen zur Leistung 
von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
über- und außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigungen in der Zeit vom 
07.01.2023 - 03.03.2023
Beratungsfolge:
Datum Gremium

23.03.2023 Haupt- und Finanzausschuss
29.03.2023 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Den Ausschussmitgliedern ist eine Übersicht über die hier zu behandelnden über- und außerplan-
mäßigen Aufwendungen und Auszahlungen sowie über- und außerplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigungen zugegangen, auf die verwiesen wird.

Kenntnisnahme:
„Von den in der Zeit vom 07.01.2023 - 03.03.2023 getroffenen Entscheidungen des Kämmerers zur 
Leistung von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen sowie über- und 
außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigungen gemäß § 83 Abs. 1 GO NRW/ § 85 Abs. 1 GO NRW 
wird Kenntnis genommen.“

Finanzielle Auswirkungen:
Keine.

Anlage:
Kenntnisgabe der vom Kämmerer getroffenen Entscheidungen zur Leistung von über- und außer-
planmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen sowie über- und außerplanmäßigen Verpflich-
tungsermächtigungen in der Zeit vom 07.01.2023 bis 03.03.2023



 
 

 
 
 

  
Anlage zur Tagesordnung der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 23.03.2023 
Anlage zur Tagesordnung der Sitzung des Rates am 29.03.2023 

 
 

A. Öffentliche Sitzung 
 

Haushaltswirtschaftliche Angelegenheiten 
 
Zustimmung zu erheblichen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen ge-

mäß § 83 (2) GO NRW. 

Soweit zustimmungsbedürftige Geschäftsvorfälle vorliegen, werden diese zusammen mit den Sitzungs-
vorlagen zugesandt. 
 

Kenntnisgabe der vom Kämmerer getroffenen Entscheidungen zur Leistung von über- und außer-

planmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen sowie über- und außerplanmäßigen Verpflich-
tungsermächtigungen in der Zeit vom 07.01.2023 bis 03.03.2023 
 

Lfd. 

Nr. 

Produktsach- bzw. 

Investitionskonto 

Bezeichnung Ansatz 

Euro 

       Mehr 

     Euro 

Tag der 

Zustimmung 

 

Haushaltsjahr 2022 
 

1  524400 Reinigung 1.739.600,00 51.000,00 25.01.2023 

Bei der Gebäudereinigungsbewirtschaftung hat sich eine Preissteigerung von bis 12% im Bereich der Lohnkosten 

ergeben, die aus einer Tariferhöhung bei den Gebäudereinigern aufgrund der Erhöhung des Mindestlohns resul-

tiert. Diese wurde von der Fachfirma weitergereicht. Um den Hygienestandard zu wahren, konnte die Durchfüh-

rung der Reinigungsarbeiten nicht ausgesetzt werden. 

 

Deckung: Mehrerträge/Mehreinzahlungen beim Produktsachkonto: 

160100 401300 (601300) - Steuern, allgemeine Zuweisungen und  

allgemeine  Umlagen  - Gewerbesteuer 

 

 

51.000,00 

 

 

EUR 

 
Jahresabschlussbuchungen 2022 

 
 

Lfd. 

Nr. 

Produktsachkonto Bezeichnung Ansatz 

Euro 

Mehr 

Euro 

Tag der 

Zustimmung 

 

1 Zuführung Instandhaltungsrückstellungen: 0,00   

011800 528100 Zuführung Instandhaltungsrückstellungen - Baubetriebshof 80.000,00 28.02.2023 

030101 521800 Zuführung Instandhaltungsrückstellungen - Grundschulen 16.500,00 28.02.2023 

030104 521800 

 

Zuführung Instandhaltungsrückstellungen - Gymnasien 

(Dienstwohnungen) 

 

15.000,00 

 

28.02.2023 

040100 521800 Zuführung Instandhaltungsrückstellungen - Kulturförderung 

und kulturelle Veranstaltungen 

 

145.000,00 

 

28.02.2023 

100602 521800 Zuführung Instandhaltungsrückstellungen - Verwaltung und 

Betrieb von Unterkünften und Einrichtungen für Wohnungs-

lose 

 

15.000,00 

 

28.02.2023 

130500 528100 Zuführung Instandhaltungsrückstellungen - Friedhöfe 13.500,00 28.02.2023 

150202 528100 Zuführung Instandhaltungsrückstellungen - Mehrzweckge-

bäude 

5.000,00 28.02.2023 

  

Gesamtbedarf: 

 

290.000,00 

 

 



 
 

Im Rahmen des Jahresabschluss 2022 sind Instandhaltungsrückstellungen für bauliche Unterhaltungsmaßnahmen 

zu bilden. 

 

Deckung: Mehrerträge beim Produktsachkonto:   

 011301 458200 Erträge aus der Auflösung oder Herabsetzung 

von Rückstellungen – Grundstücks- und Gebäu-

deverwaltung 

 

 

2.000,00 

 030101 458200 Erträge aus der Auflösung oder Herabsetzung 

von Rückstellungen – Grundschulen 

 

105.000,00 

 030102 458200 Erträge aus der Auflösung oder Herabsetzung 

von Rückstellungen – Hauptschule 

 

1.500,00 

 030103 458200 Erträge aus der Auflösung oder Herabsetzung 

von Rückstellungen – Realschule 

 

2.000,00 

 030104 458200 Erträge aus der Auflösung oder Herabsetzung 

von Rückstellungen – Gymnasien  

 

35.000,00 

 060210 458200 Erträge aus der Auflösung oder Herabsetzung 

von Rückstellungen – KG Bauxhof 

 

35.000,00 

 010800 458212 Erträge aus der Auflösung von Beihilferückstel-

lungen – Personalmanagement 

 

109.500,00 

  
Gesamtdeckung: 290.000,00 

 

 
 
 

Erkelenz, den 06.03.2023 

 

 

 
 

Norbert Schmitz 
Stadtkämmerer 
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